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Rundbrief des Landesvorsitzenden:

Aktueller Stand zu Vollzugsfragen im Juni/August 2012
Schreiben an die Bediensteten des baden-württembergischen Justizvollzugs und an die BSBD-Mitglieder

Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Mit diesem Schreiben, welches die Situa-
tion kurz vor den Sommerferien im Land 
wiedergibt, möchte ich Sie über einige 
der aktuellen politischen Entwicklungen 
in Baden-Württemberg informieren. Si-
cher ist Ihnen nicht verborgen geblieben, 
dass die sogenannte „Kommission für 
Haushalts- und Verwaltungsstruktur 
(KHV)“ mittlerweile ihre Arbeit aufge-
nommen hat.

Sporadisch werden zu den Sitzungen 
dieser Kommission, die das Ziel hat, Ein-
sparpotentiale zu ergründen und deren 
konkrete Realisierbarkeit zu prüfen, auch 
die Verbände – wie z.B. der BBW – und 
die ARGE-HPR eingeladen.

Das große Ziel heißt „Konsolidierung 
des Landeshaushaltes“ angesichts der für 
das Jahr 2020 verfassungsrechtlich fest-
gesetzten Schuldenbremse. Hier wird es 
gelten, den möglichen Versuchen der Po-
litik, wiederum einseitige Sparopfer den 
Beamtinnen und Beamten aufzubürden, 
ein klares „NEIN!“ entgegen zu setzen.

Nun sind erste konkrete Sparvorschlä-
ge bekannt geworden, die als  „Acht-Säu-
lenmodell“ seit Anfang Juli 2012 durch 
die Presse geistern.

Wesentliche Inhalte dieses  
Sparmodells sind:

 ➠  Absenkung der Eingangsbesoldung: 
Dies soll  langfristig 25 bis 35 Mio. 
Euro erbringen.

➟  Alternative I: Befristete Absenkung 
um eine Besoldungsgruppe für neu 
eingestellte Beamte im gehobenen 
und höheren Dienst;

➟  Alternative II: Absenkung der Besol-
dung in den Eingangsämtern A9/A10 
um 4 % und ab A 12 von 4 % auf 8 
%. 

 ➠  Streichung der vermögenswirk-
samen Leistungen

 ➟  Als „Sozialkomponente“ wird der 
mittlere Dienst ausgenommen; 

➟ geschätzte Einsparung: 8,4 Mio.  
➠   Streichung der 10-protentigen Zu-

lage für freiwillige Weiterarbeit über 
die Altersgrenze hinaus  (zur Dispo-
sition);  

 ➠  Kürzung Beihilfe  von 100 auf 70 % 
bei zahntechnischen Leistungen: Ke-
ramik und Edelmetallen.

 ➠  Kürzung Beihilfe bei Versorgungs-
empfängern mittelbar, 

 ➟  bei Neueingestellten und Ehegatten 
durchgängig nur 50 % – langfristiges 
Sparpotential: 170 Mio. Euro.

➟  BMS (Beihilfebemes-
sungssatz) bei Kindern 
jedoch weiterhin 80 %.

➠  Dynamisierung der 
Kostendämpfungs-
pauschale in Abhängig-
keit von den Bruttojah-
resbezügen;

➠  Anrechnung Renten 
nach dem Gesetz über 
die Alterssicherung der 
Landwirte auf die Ver-
sorgung;

➠  Absenkung Einkom-
mensgrenze bei der Beihilfe für Ehe-
gatten von 18.000 Euro auf 10.000 
Euro.

➠  Und im Herbst geht es dann auch 
um den möglichen Stellenabbau ...

Der Landesvorstand des Beamtenbundes 
Baden-Württemberg BBW, dem ich 
angehöre, hat sich in seiner Sitzung am 
19. Juli 2012 in Karlsruhe intensiv mit 
den möglichen Auswirkungen der Ein-
sparvorschläge beschäftigt und den Plä-
nen der Landesregierung, wiederum eine 
Sparrunde auf dem Rücken der öffentlich 
Bediensteten auszutragen, eine klare Ab-
sage erteilt.

Hier wird es sicher künftig zu einem 
„Tauziehen“ zwischen den verschiedenen 
Interessensgruppen innerhalb des BBW 
kommen. Ich werde versuchen, die be-
rechtigten Anliegen des BSBD mit seiner 
mehrheitlich im mittleren Dienst befind-
lichen „Wählerschaft“ bestmöglich zu 
vertreten.

Die vergangenen Wochen haben auch 
zunehmend Unruhe rund um die anste-
henden Entscheidungen zur kompletten 
Rückführung der JVA Offenburg in den 
vollstaatlichen Betrieb gebracht. Wir 
haben hierzu bereits im letzten VOLL-
ZUGSDIENST („Offenburg in Not“) 
ausführlich berichtet.

Nun ist die lang erwartete Entschei-
dung der Landesregierung gefallen und 
der Privatisierung im Justizvollzug wurde 
im Kabinett die Kündigung ausgespro-
chen. 

Damit werden die langjährigen Be-
mühungen des BSBD belohnt und die 
zukünftigen Arbeitsplätze vieler Kolle-
ginnen und Kollegen in den Justizvoll-
zugsanstalten dauerhaft gesichert. 

Es wird unser Ziel sein, nun eine mög-
lichst reibungslose und sozial verträgliche 
„Rückführung“ zu begleiten und zusam-
men mit den Verantwortlichen im Justiz-

ministerium für unsere Kol-
leginnen und Kollegen die zu 
erwartenden Härten so gering 
wie möglich zu halten.

Dies wird auch und beson-
ders wichtig werden bei den 
anstehenden Schließungen 
der Justizvollzugsanstalten 
bzw. Außenstellen in Heiden-
heim und Heidelberg. Unsere 
ersten Eindrücke von den Per-
sonalplanungen der Abteilung 
IV, präsentiert durch Herrn 
MR Weik im Rahmen einer 

Tagung des BSBD, waren sehr positiv 
und geben berechtigt Anlass zur Hoff-
nung auf einen gelungenen Prozess der 
Schließungsabwicklungen.

Der im Raume stehende Neubau einer 
JVA im Bereich Rottweil im Rahmen 
des „Haftplatzentwicklungsprogramms 
2015“ wird auch durch die neue Lan-
desregierung weiter betrieben. Derzeit 
ist ein erneuter Suchlauf gestartet, den 
das MFW betreibt, um ein geeignetes 
Grundstück zu finden. Erste Ergebnisse 
werden im 4. Quartal 2012 erwartet. Wir 
sind auch hier natürlich mit „am Ball“. 

Mein erklärtes Ziel in den letzten Mo-
naten war auch, den Strafvollzug mehr in 
das Bewusstsein der politisch Verantwort-
lichen zu bringen. Daher habe ich mitt-
lerweile mit allen Strafvollzugsbeauf-
tragten und Fraktionen der im Landtag 
vertretenen Parteien Gespräche geführt. 

Besonders wichtig war und ist es je-
doch auch, dass Sie als Wählerinnen und 
Wähler den persönlichen Kontakt zu Ih-
ren Wahlkreisabgeordneten suchen und 
Ihre Sorgen und Nöte an „den Mann 
oder die Frau bringen“. Hierzu haben die 
Ortsverbände in Heilbronn, Rottenburg, 
Freiburg und Mannheim bereits mit 
wichtigen und eindrucksvollen Aktionen 
beigetragen.

Erfreulicherweise kann ich auch be-
richten, dass die Bemühungen um einen 
erweiterten Zugang zum Internet für 
Vollzugsbedienstete nun Früchte tragen. 
Frau Ministerialdirektorin Limperg hat 
sich hierzu in einem Schreiben positiv ge-
äußert. Wir erwarten nun mit Spannung 
die Umsetzung in den Justizvollzugsan-
stalten. 

Das Jahr 2012 ist auch ein „Jahr der 
Gewerkschaften“. Es stehen im Herbst 
die Gewerkschaftstage des BSBD-Lan-
desverbandes Baden-Württemberg, des 
Beamtenbundes Baden-Württemberg 
BBW und des Deutschen Beamten-

Landesvorsitzender  
Alexander Schmid. 
  Foto: BSBD-BW
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bundes dbb an. Im BBW wird Volker 
Stich wieder als Vorsitzender zur Wahl 
stehen und unsere Unterstützung er-
fahren. Im dbb tritt Peter Heesen nicht 
erneut an; hier wird ein neuer Vorsitzen-
der zu wählen sein. Favorisiert werden 
derzeit Peter Dauderstädt (Vertreter von 
Heesen) und Rolf Habermann (Beam-
tenbundvorsitzender in Bayern).

Wie Sie sehen – liebe Kolleginnen und 
Kollegen – gibt es wahrlich viel Spreng-
stoff im derzeitigen politischen Umfeld 
des öffentlichen Dienstes in Baden-
Württemberg. Wir vom BSBD werden 
mit  Ihrer Unterstützung versuchen, die 
Interessen des Strafvollzuges und seiner 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter best-
möglich zu vertreten. Ich danke Ihnen für 
Ihre Unterstützung durch die Mitglied-
schaft im BSBD, die – wie ich denke – 
insbesondere auch durch die zahlreichen 
Mitgliedervorteile interessanter denn je 
geworden ist (nähere Informationen bei 
Ihrem Ortsverband). 

Besonders danken möchte ich an dieser 
Stelle den vielen ehrenamtlichen Mitar-
beiterinnen und Mitarbeitern des BSBD 
in den Ortsverbänden, „ohne die wir als 
BSBD nicht das wären, was wir heute 
sind!“

Ihr 
Alexander Schmid  
(Landesvorsitzender)

Alles spricht für ein Beamtendarlehen 
über das dbb vorsorgewerk:

»	 Freier	Verwendungszweck:	z.	B.	für		
	 die	Umschuldung	bisheriger	Kredite,		 	
	 Ausgleichen	von	Rechnungen	oder		 	
	 Investitionskredit	für	größere		 	 	
	 Anschaffungen

	 Darlehen	von	10.000	€	bis	80.000	€	

	 Flexible	Laufzeiten:	12,	15	oder		
	 20	Jahre

	 Festzinsgarantie	 	 	

	 Höchsteintrittsalter	58	Jahre

	 100	%	anonym	(keine		
	 Datenweitergabe	an	Unberechtigte)

	 100	%	Vertrauensgarantie	 	

	 Bestkonditionen	für	Beamte	und		 	
	 Arbeitnehmer	im	öffentlichen	Dienst*
						
			*	Erhalten	Sie	bei	einem	anderen	Anbieter	eine		
	 nachweislich	günstigere	monatliche	Rate	für	ein		 	
	 Beamtendarlehen	–	bei	gleicher	Laufzeit	inklusive		 	
	 Überschuss	–	als	bei	uns,	schenken	wir	Ihnen		
	 einen	100	€	Tankgutschein!

Jetzt anrufen: 030/40 81 64 81 und	unverbindliches	Angebot	abfordern!		
Oder	E-Mail	an	beamtenkredit@dbb.de	
Mehr	Infos	unter	www.dbb-vorsorgewerk.de

Beamtendarlehen ab

0,99% 
gibts bei uns nicht! Dafür aber 
die besten Konditionen für 
Beamte und Arbeitnehmer im 
öffentlichen Dienst!

Die Strafvollzugsgewerkschaft BSBD freut sich, dass die baden-württember-
gische Landesregierung ihre Ankündigung im Koalitionsvertrag zum Ende der Pri-
vatisierung im Strafvollzug der JVA Offenburg nun auch in die Tat umsetzt. 

Der Vertrag mit dem privaten Dienstleister Kötter wird gekündigt werden, was zur 
Folge haben wird, dass das private Engagement von Kötter in der JVA Offenburg – 
immerhin fast 50 % des Personals – im Jahr 2014 endet. Die mit der Privatisierung 
verfolgten Ziele der Vorgängerregierung für die Vollzugsarbeit und vor allem für er-
hoffte Einsparungen wurden wohl nicht erreicht. 
Nun werden unsere Kolleginnen und Kollegen, aber sicher auch die Zivilbevölke-
rung, mit großem Interesse die Rückführung des Strafvollzugs in den vollstaatlichen 
Betrieb verfolgen. Einem Zitat des Justizministers des Landes Baden-Württemberg 
Rainer Stickelberger folgend, handelt es sich „beim Strafvollzug um eine staatliche 
Pflichtaufgabe und nicht um eine Kür“. Der Landesvorsitzende des BSBD Alexander 
Schmid betont in diesem Zusammenhang, dass es vor dem Hintergrund eines quali-
tativ hochwertigen Strafvollzuges unerlässlich sei, nun auch die notwendigen staat-
lichen Stellen im Landeshaushalt zu schaffen. Durch den Auszug von Kötter seien 
in Offenburg jetzt 101 Stellen neu zu besetzen und dies müsse die logische Konse-
quenz für das politische Handeln sein. Wegen der zweijährigen Ausbildung für den 
mittleren Vollzugsdienst sei für Neueinstellungen auch keine Zeit mehr zu verlieren. 
Wer im Strafvollzug als Kernaufgabe hoheitlichen Handelns an der ausreichenden 
Anzahl von qualifiziertem staatlichem Personal spare, der greife gegebenenfalls in 
die Sicherheit des Personals und der Inhaftierten, aber auch der Bevölkerung ein. 
Vor diesem Hintergrund warnt Schmid auch eindringlich vor weiteren Eingriffen in die 
ohnehin schon dünne Personaldecke im Strafvollzug des Landes.

Keinesfalls darf sich die Politik dazu hinreißen lassen, Strafvollzug nur unter 
fiskalischen Gesichtspunkten sehen zu wollen. „Keine Sicherheit nach Kassen-
lage im Strafvollzug“, so der Landesvorsitzende Schmid abschließend in seinem 
Statement.

Ende der Privatisierung ist gekommen
Die Grün-Rote Regierung Baden-Württembergs hält Wort
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Der teilprivatisierte Betrieb der Justiz-
vollzugsanstalt Offenburg wird nicht 
fortgesetzt, stattdessen werden in 
Zukunft alle Aufgabenfelder staatlich 
betrieben. Das hat die Landesregie-
rung am Dienstag (17. Juli 2012) in 
Stuttgart beschlossen. Der Vertrag 
mit dem privaten Dienstleister wird 
fristgerecht zum Ende dieses Jahres 
gekündigt. 

Er läuft Ende Mai 2014 aus. Ab Juni 
2014 liegen alle Aufgabenfelder in der 
JVA Offenburg in unmittelbarer staat-
licher Verantwortung „Damit wird ein 
zentraler Punkt aus dem Koalitionsver-
trag umgesetzt: Privatisierung hat im 
Justizvollzug keinen Platz“, sagte Mini-
sterpräsident Winfried Kretschmann, 
„denn dort wird massiv in die Grund-
rechte Einzelner eingegriffen.“ 

Justizminister Rainer Stickelberger 
erklärte: „Der Staat hat im Justizvollzug 
eine enorme Verantwortung gegenüber 
der Allgemeinheit, aber auch gegenüber 
den Täterinnen und Tätern. Er sollte die-
se Aufgabe nicht an Private delegieren, 
wenn auch nur ansatzweise die Gefahr 
von Interessenkonflikten oder Zweifel an 
der gesetzestreuen Aufgabenerledigung 
bestehen.“ 

Durch die Übernahme der bislang 
durch den privaten Dienstleister erbrach-
ten Aufgaben entsteht für das Land ein 
zusätzlicher Personalbedarf von 101 Stel-
len. Dennoch müssen lediglich 37 neu 
geschaffen werden. Geeigneten Mitarbei-
terinnen und Mitarbeitern des privaten 
Anbieters soll dabei die Übernahme in 
den Staatsdienst angeboten werden. 64 
Stellen können durch die Schließung der 
zwei kleineren Vollzugseinrichtungen in 
Heidenheim und Heidelberg erbracht 
werden, was aufgrund der gesunkenen 
Gefangenenzahlen möglich ist. Der Ju-
stizminister wies darauf hin, dass die Be-
endigung des teilprivatisierten Betriebs 
in der JVA Offenburg auf diese Weise 
nicht zu zusätzlichen Belastungen für den 
Staatshaushalt führe. 

Der Justizvollzug ist nicht der einzige 
Bereich in der Justiz des Landes, in dem 
Aufgaben privatisiert wurden. Im Jahr 
2007 wurde die Bewährungs- und Ge-
richtshilfe auf einen freien Träger über-
tragen. Anders als für den Justizvollzug 
steht für deren künftige Strukturen eine 
Entscheidung aber noch aus. „Bei der 
Bewährungs- und Gerichtshilfe wird weit 
weniger in die Freiheitsrechte Einzelner 
eingegriffen als im Justizvollzug“, erklär-

te Stickelberger. „Trotzdem werden wir 
die Arbeit des privaten Trägers genau 
prüfen.“ Eine umfassende und ergebni-
soffene Evaluation läuft noch bis Ende 
2013. Daran sind externe Gutachter der 
Universitäten Heidelberg und Frankfurt 
am Main beteiligt.

Weitere Informationen zur  
Justizvollzugsanstalt Offenburg
Baden-Württemberg verfügt derzeit über 
17 Justizvollzugsanstalten mit 24 Au-
ßenstellen, zwei Jugendarrestanstalten, 
ein Justizvollzugskrankenhaus, eine So-
zialtherapeutische Anstalt mit Außen-
stelle sowie eine Justizvollzugsschule. 
Die JVA in Offenburg ist die neueste 
unter diesen Einrichtungen, sie wurde im 
Frühjahr 2009 als einzige teilprivatisierte 
JVA des Landes eröffnet. Vergleichbare 
Betriebsmodelle gibt es noch in der JVA 

Hünfeld (Hessen) und in der JVA Burg 
(Sachsen-Anhalt). 

In Offenburg kümmern sich die pri-
vaten Dienstleister überwiegend um die 
täglichen Versorgungsleistungen und um 
die Vermittlung sozialer, schulischer und 
beruflicher Kompetenzen. 

Im Einzelnen gehört beispielsweise 
das Versorgungsmanagement mit Kü-
che, Wäsche, Gefangeneneinkauf und 
Telefonie zu den Aufgaben, außerdem 
die Gebäudereinigung sowie die Anlei-
tung der Gefangenen dazu, das Betreu-
ungsmanagement mit der medizinischen 
Versorgung, dem Sozialdienst, dem psy-
chologischen Dienst, mit Freizeit, Sport, 
Schule, beruflicher Ausbildung und Ar-
beitstherapie. 

Auch die Beschäftigung der Gefange-
nen in den Arbeitsbetrieben fällt in die 
Zuständigkeit der Privaten.

Pressemitteilung der Landesregierung:

Beendigung des teilprivatisierten Betriebs der JVA Offenburg
Privatwirtschaftliche Interessen und Gewinne dürfen im Justizvollzug keine Rolle spielen

Im Fokus: Die Justizverwaltung

Keine Absenkung der Eingangsbesoldung
BBW im Gespräch mit dem Justizminister und der Amtsspitze

Justizminister Rainer Stickelberger hat Verständnis für die ablehnende Haltung 
des BBW zu den gegenwärtig diskutierten weiteren Einsparmaßnahmen im 
öffentlichen Dienst, insbesondere für das klare Nein zur Absenkung der Ein-
gangsbesoldung. Auch er betrachte eine solche Maßnahme mit großer Sorge, 
erklärte er im Gespräch mit BBW-Chef Volker Stich und seinem Stellvertreter 
Joachim Lautensack sowie Spitzenvertretern der BBW-Fachgewerkschaften aus 
dem Jus tizbereich. Stickelberger wies jedoch auch auf die Haushaltssituation 
hin, und dass auch sein Ministerium um jede Personalstelle kämpfen müsse.

Der Zwang zum Sparen war immer wie-
der Thema der Unterredung, bei der es 
schwerpunktmäßig um die Stellen- und 
Personalsituation im Justizbereich, die 
Rücknahme der Teilprivatisierung im 
Strafvollzug, den elektronischen Rechts-
verkehr sowie die Notariatsreform und 
die Reform der Grundbuchämter ging.

Stellen- und Personalsituation  
im Justizbereich
Zu dem Gespräch hatte der Minister 
auch seine Amtschefin, Ministerialdirek-
torin Bettina Limperg sowie die Leiter 
der Abteilung I, Dr. Andreas Singer, der 
Abteilung IV, Ministerialdirigent Ulrich 
Futter, der Zentralstelle im Justizmini-
sterium, Dr. Jörg Almendinger, mitge-
bracht, die den Vertretern des BBW zu 
Sachfragen und dem Stand der laufenden 
Reformmaßnahmen Rede und Antwort 
standen. Zur Gesamtsituation äußerte 
sich zunächst der Justizminister. Frank 
und frei erklärte er, dass er einer Absen-

kung der Eingangsbesoldung äußerst kri-
tisch gegenüberstehe: Der Wettbewerb 
um die besten Köpfe, die der Justizbe-
reich brauche, könne so nicht gewonnen 
werden. Zudem ginge es bei einer sol-
chen Maßnahme nicht allein ums Geld, 
sondern auch ein Stück weit um die 
Wertschätzung der Beschäftigten. 

Bedauernd sagte Stickelberger, dass 
aufgrund von Stelleneinsparverpflich-
tungen im Zuständigkeitsbereich seines 
Ministeriums inzwischen viele Bereiche 
am Limit seien. Ministerialdirektorin 
Limperg präzisierte die Misere: Im Ent-
scheiderbereich, sprich bei den Richtern 
und Rechtspflegern, bestehe bereits eine 
Personalunterdeckung in Höhe von 10 
bis 20 Prozent. Zugleich wies sie darauf 
hin, dass zusätzliche Stellen nur dann eine 
Chance auf Genehmigung hätten, wenn 
gleichzeitig ausgewiesen werde, wo an 
anderer Stelle Personal eingespart werden 
könne. Im Justizbereich verringere sich 
der Personalbedarf beispielsweise infolge 
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der Reform der Grundbuchämter. Den-
noch gelinge es nicht, die Personalnot 
an anderer Stelle zu bereinigen. So habe 
man beispielsweise für die Sicherheit in 
den Justizgebäuden 150 Stellen für Ju-
stizwachtmeister für die kommenden 
beiden Jahre beantragt, benötigt würden 
eigentlich 240. 

Justizminister Stickelberger hat Wort 
gehalten und hat inzwischen die Wei-
chen gestellt, um die Teilprivatisierung 
der Justizvollzugsanstalt (JVA) Offenburg 
zurückzuführen. Der BBW begrüßt die 
Maßnahme. 

Bedenken wegen des Personalbe-
darfs in der JVA Offenburg
Im Gespräch mit dem Minister äußerte 
BBW-Chef Stich jedoch Bedenken, dass 
bei einem zusätzlichen Personalbedarf 
von 101 Stellen 37 neugeschaffene Stel-
len ausreichen werden. Der Minister wie-
gelte ab. Die Frage nach Mehrbedarf sei 
in das Haftentwicklungsprogramm ein-
gebettet worden. So würden zwei kleine-
re Vollzugseinrichtungen in Heidenheim 
(2012) und Heidelberg (2014) geschlos-
sen. Die Unterbringung der Gefangenen 
könne in umliegenden Haftanstalten er-
folgen. 

Dadurch würden auch Immobilien 
frei. Hinsichtlich des Personaleinsatzes 
habe es anfänglich Reibungen gegeben, 
inzwischen gebe es aufgrund einer Frage-
bogenaktion mehr Freiwillige für Offen-
burg als erforderlich. 

Die Personalbewegungen erfolgen auch 
über Wechsel zu Vollzugsanstalten Ulm, 
Schwäbisch Gmünd und Schwäbisch 
Hall, ebenso werde es Abordnungen ge-
ben mit einer möglichst sozialen Umset-
zung. Der Vorsitzende des Bundes der 
Strafvollzugsbediensteten (BSBD), Ale-
xander Schmid, anerkannte in diesem 
Zusammenhang die geschaffene Trans-
parenz und verwies auf einen Einspar-
beitrag des Justizvollzugs in Höhe von 64 
Stellen. 

(Damit seien jedoch die Personalpro-
bleme im Justizvollzug keinesfalls beho-
ben, insbesondere wenn an die Ausstattung 
der neu zu gestaltenden Sicherungsver-
wahrung und der JVA Offenburg für die 
Zeit nach endgültigem Abschluss der Pri-
vatisierung gedacht wird.  (Red.) 

Elektronische Justiz
Die elektronische Datenübermittlung ist 
inzwischen Alltag, die elektronische Steu-
ererklärung fast schon Standard. Auch am 
elektronischen Rechtsverkehr führe auf-
grund der allgemeinen Entwicklung kein 
Weg vorbei, sagte Ministerialdirektorin 
Limperg. Sie wies darauf hin, dass der 
Bund eine entsprechende Gesetzgebung 
für die Zivil- und Strafjustiz plane und 

betonte, dass das Land bei diesen grund-
legenden Veränderungen mitgestalten 
und Motor sein wolle. Deshalb habe das 
Land auch die Bundesratsinitiative zum 
elektronischen Rechtsverkehr gestartet. 
Diese Gesetzesinitiative sehe lange Über-
gänge vor (nach fünf Jahren Öffnungs-
klausel, nach zehn Jahren obligatorischer 
Rechtsverkehr im Zivilbereich). Zugleich 

unterstrich Limperg, dass es sich bei die-
ser Umstrukturierung um kein Stellen-
einspar- sondern ein Qualitätsprogramm 
handele, das auch bei Mitarbeitern und 
Entscheidern für Beschleunigung der Ab-
läufe und Vereinfachung der Kommuni-
kation sorge. 
Das durch den Wegfall von Arbeiten 
freiwerdende Personal werde für weitere 
Aufgaben qualifiziert. So sollen mehr 
wertige Stellen im Servicebereich ge-
schaffen werden. Auf Nachfrage des Lan-
desvorsitzenden der Deutschen Justizge-
werkschaft (DJG) Reinhard Ringwald, 
der darauf hingewiesen hatte, dass von 
der Maßnahme im Rechtspflegerbereich 
einige Hundert Stellen betroffen seien, 
erklärte Ministerialdirektorin Limperg, 
dass eine Initiative zu Öffnungsklauseln 
im Rechtspflegergesetz beim Justizmini-
sterium in Vorbereitung sei.

Ein Programm mit klaren  
Zielvorgaben ist sinnvoll
BBW-Vize Lautensack äußerte sich zu-
stimmend zu der Initiative des Landes. 
Aufgrund seiner Erfahrungen im Po-
lizeibereich unterstütze er den Weg in 
Richtung E-Justiz, wenn parallel dazu 
die Qualifizierung der Mitarbeiter er-
folge. Auch BBW-Chef Stich hat gegen 
das Vorhaben generell keine Einwände. 
Er hält jedoch ein Programm mit klarer 
Zielvorgabe für sinnvoll, da bei den Be-
schäftigten, insbesondere bei denjenigen 

mit Zeitverträgen, große Unsicherheit 
herrsche. Probleme im Zusammenhang 
mit der E-Justiz sprach der Justizminister 
an. Zwar stehe die junge Generation der 
E-Justiz aufgeschlossen gegenüber. Doch 
rund 850 Personen stünden in befristeten 
Arbeitsverhältnissen, was personalwirt-
schaftlich schwierig sei. Die Landesregie-
rung habe daher eine Initiative gestartet, 

die Landeshaushaltsordnung dahinge-
hend zu ändern, dass für Beschäftigte in 
Elternzeit Leerstellen geschaffen würden 
und ein bestimmtes Kontingent, ein 
Drittel bis ein Viertel der Befristungen, 
für eine dauerhafte Besetzung vorgesehen 
würden. 

Notariatsreform und Reform der 
Grundbuchämter
Klarheit in der Standortfrage und klare 
Konzepte für diejenigen, die beim Land 
bleiben wollen, mahnte BBW-Chef 
Stich bei der Notariatsreform an. Zudem 
sei zu prüfen, ob eine Vorruhestandsrege-
lung erforderlich würde. 

Der Leiter der Abteilung I, Dr. Singer, 
signalisierte Entwarnung. Das Justizmi-
nisterium habe in einer Umfrage belast-
bare Zahlen erhoben, die zur Grundlage 
der Verhandlungen mit dem Finanzmini-
sterium auch bezüglich Vorruhestandsre-
gelungen gemacht würden.

Für diejenigen, die im staatlichen Sys-
tem verbleiben wollen, seien attraktive 
Folgeverwendungen möglich, im ba-
dischen Landesteil als Richter (110 bis 
120 Personen), im württembergischen 
Landesteil als Bereichsrichter für die Be-
reiche Nachlass, Betreuung, Grundbuch. 

Für den Wegfall der Beurkundungs-
gebühren werde eine Zulage diskutiert, 
hier stelle sich weiter die Frage der Aus-
gestaltung und Ruhegehaltfähigkeit. Die 
Ausschreibung für die Standorte werde 

Sie trafen sich am 25. Juli zu einem Gedankenaustausch im Justizministerium (von links): Dr. Jörg 
Almendinger, Leiter der Zentralstelle im Justizministerium; Dr. Andreas Singer, Leiter der Abteilung I; 
Ministerialdirigent Ulrich Futter, Leiter der Abteilung IV; Justizminister Rainer Stickelberger;  
Ministerialdirektorin Bettina Limperg; BBW-Chef Volker Stich und sein Stellvertreter Joachim Lauten-
sack; die Landesvorsitzenden Achim Müller, Bund Deutscher Rechtspfleger (BDR), Alexander Schmid, 
Bund der Strafvollzugsbediensteten (BSBD) und Reinhard Ringwald, Deutsche Justizgewerkschaft 
(DJG).  Foto: BSBD-BW



  BADEN-WÜRTTEMBERG  13   DER VOLLZUGSDIENST 4-5/2012 

ab 2013 erfolgen; die Abteilungsbildung 
erst 2016. Bezüglich der Justizangestell-
ten in den Notariaten habe sich derzeit 
eine geringe Wechselbereitschaft gezeigt; 
hier würden Qualifizierungsprogramme 
bei der Notarakademie aufgelegt. 

Die Notare hätten jedoch beim Wech-
sel ins freie Notariat ein großes Interesse 
daran, ihre Beschäftigten „mitzuneh-
men“, sodass hier noch ein Spielraum 
bestehe. 

Evaluation der Bewährungs-  
und Gerichtshilfe

BBW-Vize Lautensack unterstrich in 
diesem Zusammenhang, dass für den 
BBW und seine Mitgliedsgewerkschaften 
die Servicekräfte im Fokus stehen. Hier 

sollte zur sozialverträglichen Umsetzung 
der Grundbuchamts- und Notariatsre-
form frühzeitig eine Dienstvereinbarung 
mit dem Hauptpersonalrat entwickelt 
werden. Zur Evaluation der Bewährungs- 
und Gerichtshilfe erläuterte der Justiz-
minister, der Koalitionsvertrag sehe eine 
ergebnisoffene Evaluation vor, die unter 
Beteiligung von Wissenschaftlern derzeit 
laufe. 
Am Ende müsse auch ermittelt werden, 
in welchem Verhältnis der derzeitige Auf-
wand (8 bis 10 Millionen Euro/Jahr) mit 
den früheren Kosten und den möglichen 
Kosten bei einer Rücknahme in den 
staatlichen Bereich stehe, wo dann zuerst 
noch eine Rahmenstruktur aufgebaut 
werden müsse.

Umbrüche im Justizvollzug stehen an

Örtliche Personalräte sind eine stabile Basis 
der Mitbestimmung und der Mitwirkung
Personalratschulungen durch den BSBD am 23. und 24. Juli 2012

Erster Teil (23. Juli 2012)

Der Landesvorsitzende Alexander 
Schmid begrüßt um 9.30 Uhr die 
anwesenden Personalräte, er stellt 
die Fortbildung im Einzelnen vor und 
erklärt die Tagungsinhalte. Er weist 
darauf hin, dass der baden-württem-
bergische Beamtenbundvorsitzende 
Volker Stich zum ersten Mal an einer 
internen Veranstaltung des BSBD als 
Referent teilnehmen wird. 
Der stellvertretende Landesvorsitzende 
Georg Konrath übernimmt das Wort, er 
erläutert die Organisation und skizziert 
die Ziele der Fortbildungstagung. Als er-
stes weist er auf die Umbrüche und anste-
henden Entscheidungen im Justizvollzug 
hin, die hauptsächlich auf dem neuen Be-
schluss der Landesregierung – die Rück-
führung der JVA Offenburg in einen voll 
staatlichen Betrieb – beruhen.

Er zeigt sich erfreut, dass die neue Lan-
desregierung Wort gehalten hat und die 
unsägliche Privatisierung – im Kern-
bereich der Inneren Sicherheit: dem 
Justizvollzug – zurücknimmt. Gleich-
wohl muss man sehen, dass alle Justiz-
vollzugsanstalten und die Beschäftigten 
Einschnitte werden hinnehmen müssen, 
allen voran die JVA Schwäbisch Gmünd 
mit der Schließung der Außenstelle Hei-
denheim zum 15. August 2012 und die 
JVA Mannheim mit der Schließung der 
Außenstelle Heidelberg zum 31. März 
2014. Der BSBD und der Hauptperso-
nalrat setzen sich mit Nachdruck für eine 
sozialverträgliche Umsetzung ein. Über 
die Regelung für die Versetzungswün-
sche werden derzeit noch Überlegungen 
angestellt. In der JVA Offenburg fallen 
101 Mitarbeiter der Firma Kötter im 
Jahr 2014 weg. Die Landesregierung ist 
lediglich bereit, davon 37 neue Stellen im 

Haushalt auszubringen. Dies wird vom 
BSBD deutlich kritisiert! Die restlichen 
64 Stellen sollen durch „Schließungsge-
winne“ von Heidenheim und Heidelberg 
erzielt werden. Diese Rechnung kann 
nicht aufgehen, da der Rückzug aus der 
Fläche immer auch mit zusätzlichen per-
sonalintensiven  Aus- und Vorführungen 
verbunden ist. Daneben müssen die 
weiblichen Gefangenen aus der JVA Hei-
delberg vermutlich in der Hauptanstalt 
Mannheim untergebracht werden, was 
dort ohne Personalmehraufwand nicht zu 
bewältigen ist. Insgesamt wird eine Wan-
derbewegung des Personals durch Umset-
zungen in allen Anstalten entstehen. Wir 
können nur hoffen, so Konrath, dass dies 
wie im zurückliegenden Falle durch frei-
willige Abordnungs- und Versetzungs-
wünsche von Kolleginnen und Kollegen 
kompensiert werden kann. Zwangsmaß-
nahmen müssten auch im Anwärterbe-
reich der allerletzte Ausweg bleiben!

Ein weiteres Problem ist die mit der 
Anpassung an die Vorgaben des Bundes-
verfassungsgerichtes verbundene Neuor-
ganisation der Sicherungsverwahrung 
in den JVAen; dort habe man viel zu 
wenig Personal, gerade bei den mittleren 
Diensten, eingerechnet. 

Von den 17 Vollzugsanstalten des 
Landes sowie vom Vollzugskranken-
haus und der Sozialtherapeutische An-
stalt waren örtliche Personalräte aus 16 
Einrichtungen anwesend. In einer Vor-
stellungsrunde thematisierten sie ihre 
praktischen Probleme vor Ort und ihre 
Anliegen, die nachfolgend allgemein 
und nach Schwerpunkten zusammen-
gefasst sind:
•  Eine stets wiederkehrende Schwierig-

keit sind Engpässe beim Personal und 
dessen Einsatz infolge von Umstruktu-
rierungen und Baumaßnahmen in den 
Anstalten. Gerade bei letzteren würde 
es zu Gefährdungen der Sicherheitslage 
kommen, die vorher nicht erkannt wur-
den und die nur durch Mehreinsatz von 
Personal kompensiert werden könnten.

•  Notwendige Abordnungen seien oft un-
zureichend oder zugesagte kämen nicht 
zustande.

•  Teilzeitkräfte würden häufig nur mit 
befristeten Verträgen ohne Übernah-
meaussicht auf eine feste Anstellung be-
schäftigt. Man verlängere oder wechsle 
lieber aus als feste Zusagen zu machen.

•  Ein großes Problem stellen in einigen 
Anstalten der hohe Krankenstand und 
sogenannte Dauerkranke dar, deren Er-
satz in der täglichen Arbeit zu enormen 
Belastungen bei den anderen Kolle-
ginnen und Kollegen führen würde.

•  In grenznahen Anstalten – aber auch 
sonst – sei die Aussicht, fähige und 
kompetente Nachwuchskräfte zu fin-Gespannt verfolgten die Anwesenden die Vorträge der Referenten.  Foto: BSBD-BW
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den, mittlerweile sehr stark einge-
schränkt; dies sei bei den Verdienst-
möglichkeiten, die z. B. in der Schweiz 
um ein Vielfaches höher sind als bei 
uns, nicht verwunderlich.

•  Gelobt und sehr anerkannt wurden die 
Bemühungen des BSBD und des HPR, 
bei den Personalnöten in bestimmten 
Anstalten durch Kooperation mit dem 
Justizministerium und mit dem Prinzip 
der Freiwilligkeit und der Kollegialität 
Abhilfe geschaffen und so Zwangs-
maßnahmen – insbesondere auch für 
Anwärter – weitgehend vermieden zu 
haben.

Im Übrigen bekundeten Personalräte von 
sechs Vollzugseinrichtungen eine aus-
gesprochen gute Kooperation mit ihren 
Anstaltsleitungen, drei Personalvertreter 
sprachen vom krassen Gegenteil. Die 
anderen sieben verhielten sich in dieser 
Frage neutral.

BSBD-Landesvorsitzender Alexander 
Schmid gibt krankheitsbedingte Fehl-
zeiten in einer Statistik von 2007 bis 
2011 der  JVA´s in einer Powerpoint-
Präsentation bekannt. 

Der BSBD will zusammen mit dem 
Hauptpersonalrat dieses Thema in den 
politischen Raum tragen.

Der stellvertretende Landesvorsitzende 
Konrath stellt die praktische Zusam-
menarbeit des örtlichen Personalrats und 
der Stufenvertretung vor – ebenfalls in 
einer Powerpoint-Präsentation.

Einen Teil der Ausführungen über-
nimmt die Leiterin der Geschäftsstelle 
des Hauptpersonalrat Frau Eble; sie er-
läuterte den Ablauf der Einzelpersonal-
maßnahmen und die Zusammenarbeit 
mit der Geschäftsstelle. 

(Beide Powerpoint-Präsentationen sind 
auf der BSBD-Homepage eingestellt 
und können dort abgerufen werden.) 

BBW-Vorsitzender Stich spricht zur 
aktuellen politischen Lage
Volker Stich stellte sich zunächst vor: 
er ist ausgebildeter Gymnasiallehrer, 
war dann im Kultusministerium HPR-
Vorsitzender und ist jetzt im neunten 
Jahr Vorsitzender des Beamtenbundes 
Baden-Württemberg. Bei dem im De-
zember dieses Jahres stattfindenden Ge-
werkschaftstag werde er noch einmal für 
dieses Amt kandidieren. 
Die Hauptthemen seines Vortrags sind:
• Sparopfer: Ziel der Regierung ist, 
die verfassungsmäßigen Vorgaben, ab 

2020 keine neu-
en Schulden im 
Landeshaushalt 
mehr zu ma-
chen, stufenweise 
umzusetzen. Da 
aber das Land 
über 40 % seines 
Haushalts für 
Personalausgaben 
aufwendet, ist die 

Landesregierung entschlossen, hier einen 
erheblichen Teil dieser Kosten einzuspa-
ren.

LPVG/AzUVO/Fachkräftemangel/
Privatisierung Strafvollzug
Sein erster Besuch im Strafvollzug hatte 
ihn in die Justizvollzugsanstalt Mann-
heim geführt. 

Dort ging es um die Handybenutzung. 
Er sei über das Verhältnis von Beamten 
zu Gefangenen vor allem im Nachtdienst 
überrascht gewesen und zollt seither den 
Beamten im Vollzug seinen höchsten Re-
spekt.
• LPVG: Die letzte Gesetzesänderung 
der alten Regierung hatte den Mitbe-
stimmungskatalog eingeschränkt. Die 
Forderung des BBW, die ARGE-HPR 
im Gesetz zu verankern, wurde nicht 
umgesetzt. Aber auch die neue Regierung 
hält sich hier noch zurück. 

Der Personalrat soll die zentrale Stelle 
zwischen Mitarbeitern und Dienststel-
lenleitung sein. Immer wieder ein großes 
Thema ist für den BBW auch die Frei-
stellung der Personalräte. Er ging auf das 
Grundsatzurteil zur altersunabhängigen 
Gewährung von Urlaub ein. 

Außerdem spricht er den Fachkräfte- 
und Nachwuchsmangel an. Weitere Ver-
schlechterungen im Bereich des öffentli-
chen Dienstes werden natürlich bei den 
jungen, qualifiziert ausgebildeten Leuten 
Überlegungen auslösen, ob sie überhaupt 
in den Landesdienst eintreten sollen. Er 
zeigt sich überrascht, dass es auch im Be-
reich des mittleren Dienstes Abwande-
rungen in Richtung Schweiz gibt. 

Der Kollege Müller aus der JVA Walds-
hut-Tiengen hatte darauf hingewiesen, 
dass dort Mitarbeiter in die Schweiz 
wechseln. Mitarbeiter der JVA Konstanz 
sprachen von vergleichbaren Problemen. 
(Der gesamte Vortrag von BBW-Vorsit-
zenden Volker Stich liegt dem BSBD vor 
und kann bei der Geschäftsstelle angefor-
dert werden.) Ute Eble

Mehrfachgeneralagentur Finanzvermittlung 
Andreas Wendholt  
Prälat-Höing-Str. 19 · 46325 Borken-Weseke

Volker Stich.  
 Foto: BSBD-BW

Zweiter Teil (24. Juli 2012)

Personalräteschulung
Gespräch mit Oliver Weik
Schließung der Außenstellen in 
Heidenheim und Heidelberg

Herr Weik berichtet, dass am 17. Juli 
2012 der Kabinettsbeschluss zur Been-
digung des teilprivatisierten Betriebs der 
Justizvollzugsanstalt Offenburg getrof-
fen wurde. Damit mussten für die JVA 
Offenburg 101 Stellen, die bisher von 
der Fa. Kötter bedient wurden (und 
über den Sachmittelhaushalt finanziert 
sind) zur Verfügung gestellt werden. 
Aufgrund der Haushaltskonsolidierung 
wollte das Finanzministerium, dass kei-
ne neuen Planstellen geschaffen werden 
sollten. Das Justizministerium bestand 
allerdings auf eine noch genau festzule-
gende Anzahl neuer Stellen. Hier wurde 
ein Kompromiss derart erzielt, dass 37 
Planstellen (vorwiegend Sonderdienste 
und Werkdienst) neu geschaffen werden 
und 64 Stellen sich aus der Schließung 
der Außenstellen in Heidelberg und 
Heidenheim ergeben sollten. Die Schlie-
ßung der Außenstelle Heidenheim soll 

nach Möglichkeit Mitte August 2012, 
die der Außenstelle Heidelberg soll zum 
31. Mai 2014 erfolgen. Die nach dem 
Haftplatzentwicklungsprogramm 2015 
ohnehin vorgesehenen Schließungen der  
Außenstellen kommen in Betracht, weil 
die Gefangenenzahlen um 20% zurück-
gegangen sind. 

Bisheriger Ablauf der Schließung 
der Außenstelle Heidenheim
Es fand eine Dienstversammlung statt, in 
der die 21 Heidenheimer Kollegen anga-
ben, in welche JVAen sie sich eine Verset-
zung vorstellen könnten. Nach Sichtung 
dieser Angaben wurde mit den betrof-
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fenen Kollegen noch ein persönliches 
Gespräch geführt, um die individuelle 
Anpassung optimieren zu können. Leider 
ließen sich aber Härtefälle nicht ganz ver-
meiden, so muss z. B. künftig ein Kollege 
eine Stunde und fünf Minuten Fahrzeit 
in Kauf nehmen um zu seiner neuen 
Dienststelle zu gelangen, womit sich die-
ser Kollege aber einverstanden erklärte.

Guter Zeitpunkt für  
Versetzungswünsche
Allerdings setzt die derzeitige Planung 
voraus, dass sich genügend Kollegen und 
Kolleginnen aus den JVAen Ulm, Schwä-
bisch Gmünd und Ravensburg bereit er-
klären, sich insbesondere nach Offenburg 
versetzen zu lassen oder zumindest  Ab-
ordnungen zu übernehmen. Hier ist die 
kollegiale Solidarität gefragt. 

Überhaupt sei derzeit ein guter Zeit-
punkt für Versetzungs- und Abordnungs-
wünsche auch in andere Justizvollzugsan-
stalten im gesamten Land und diese seien 
ausdrücklich willkommen, weil sich da-
durch neue Optionen ergeben könnten. 

Insgesamt können auch nach heu-
tigem Stand mindestens 17 Anwärter 
(davon mindestens neun vom derzeitigen 

Lehrgang) nicht an ihren Ausbildungs-
anstalten angestellt werden, es sei denn, 
sie sind in ihren Ausbildungsanstalten 
unverzichtbar. Ist ein Anwärter allerdings 
örtlich flexibel, wird er anderswo eine Be-
amtenstelle angeboten bekommen. Zu-
dem erhält er eine Rückkehroption in die 
Ausbildungsanstalt, die „Wartezeit“ kann 
allerdings zwei Jahre, im Einzelfall auch 
mehr, betragen. 

Die sechs befristeten Arbeitsverhält-
nisse in den JVAen Schwäbisch Hall, 
Schwäbisch Gmünd und Ravensburg 
werden nicht verlängert. Insgesamt sind 
von der Schließung der Außenstelle Hei-
denheim neben den 21 Heidenheimer 
Kollegen derzeit somit weitere 33 Be-
dienstete betroffen. 

Die einfachere Lösung, die Heidenhei-
mer Bediensteten direkt nach Offenburg 
zu versetzen, wurde zugunsten einer sozi-
alverträglichen Lösung nicht beschritten. 
Die wird von den anwesenden Personal-

räten ausdrücklich gelobt. Zwangsmaß-
nahmen, obwohl beamtenrechtlich 
möglich, müssen in der Vollzugsfamilie 
die absolute Ausnahme bleiben. Auf die 
besondere Belastung der Anwärter weist 
Herr Konrath hin, die vor allem auch fi-
nanziell stark belastet werden, wenn sie 
ohne Reisekosten- und Trennungsgelder 
oder Umzugskostenvergütung weit weg 
von der Stammanstalt und ihrem Wohn-
ort angestellt werden. Die Rückkehrop-
tion begrüßt er ausdrücklich, der BSBD 
und seine Vertreter im Hauptpersonalrat  
werden sich aber bei der Hausspitze da-
für einsetzen, dass sich die Belastungen in 
Grenzen halten. 

Schließung der  
Außenstelle Heidelberg
Die Schließung der Außenstelle Heidel-
berg soll grundsätzlich nach dem glei-
chen Verfahrensmuster erfolgen. Hierbei 
treten allerdings zusätzliche Schwierig-
keiten auf: Neben der höheren Anzahl 
von Bediensteten ist die Anzahl der in 
der Nähe liegenden Anstalten geringer. 
Ernsthaft in Betracht kommen wohl 
nur die Anstalten in Mannheim, Kislau 
und Bruchsal, eventuell noch Karlsruhe, 

Heilbronn und Adelsheim. Zudem wird 
die Außenstelle Heidelberg am 31. März 
2014 geschlossen und zum 01. April 
2014 muss das Personal in Offenburg zur 
Verfügung stehen. Dadurch wird ein wei-
cher Übergang deutlich erschwert. 

Eine frühere Schließung
scheidet aus
Eine frühere Schließung scheidet aus, 
da zuerst die in der Außenstelle Heidel-
berg inhaftierten weiblichen Gefangenen 
in der JVA Mannheim untergebracht 
werden müssen. Aufgrund der vorgese-
henen Schließung in Heidelberg wird 
Herr Weik die Ausschreibungen der 
Funktionsstellen in den anderen oben 
genannten Anstalten auch in der JVA-
Außenstelle Heidelberg bekanntgeben 
lassen. Versetzungsgesuche können jeder-
zeit gestellt werden. Aufgrund der Schlie-
ßungen können entsprechende Anträge 
abgelehnt werden. Wenn Versetzungsbe-

werber (z.B. ehemalige Anwärter) wie-
der in Ihre Stammanstalt zurückkehren 
möchten, stehen dann dienstliche Grün-
de dem entgegen. 

Bedienstete einer sich in Auflösung be-
findlichen Außenstelle haben laut Herrn 
Weik keinen Rechtsanspruch auf Verset-
zung in die Stammanstalt. Vielmehr er-
folge die Versetzung unter Berücksichti-
gung sozialer Gründe nach dienstlichen 
Belangen. 

Bisher wurden bis Ende Juni 1.900 Be-
stellungen abgegeben und rund 34.000 
Bekleidungsstücke ausgeliefert. Im Ver-
gleich zur grünen Dienstkleidung erge-
ben sich Größenunterschiede. Um hier 
mehr Klarheit zu schaffen, soll eine Ver-
gleichsliste vom Logistikzentrum erstellt 
werden. 
Neue (blaue) Dienstkleidung  
ist erheblich teurer geworden 

Von den Personalräten wurde ange-
mahnt, dass die blaue Dienstkleidung 
erheblich teurer geworden sei; teilweise 
hätten sich die Preise verdoppelt. 

Der Landesvorsitzende weist darauf 
hin, dass der BSBD hier bereits tätig ge-
worden sei und eine entsprechende Li-

ste erstellt habe, aus der die erheblichen 
Preisunterschiede klar hervorgehen. Die-
se wurde bereits an das Justizministerium 
mit dem Ziel der Erhöhung des Klei-
dergeldes weitergegeben. Es wäre wün-
schenswert gewesen, jedem Bediensteten 
eine Grundausstattung zur Verfügung 
zu stellen. Herr Weik wies darauf hin, 
dass das beim Finanzministerium nicht 
durchsetzbar gewesen sei. Ein Polohemd, 
wie bei den Justizwachtmeistern, gibt es 
derzeit noch nicht. 

Schutzbekleidung
Die Schutzbekleidungsverordnung ge-
hört den aktuellen Verhältnissen ange-
passt. Hierzu soll in naher Zukunft eine 
Praxisanfrage erfolgen. Es wurde auch 
der Sonderfall Vollzugskrankenhaus an-
gesprochen. 

Hose und Kittel würden gestellt; 
Schuhe dagegen müssten dort derzeit 
privat finanziert werden. Der Hauptper-
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sonalrat wird eine Umfrage bei den Per-
sonalräten des Vollzuges durchführen mit 
dem Ziel, den Bedarf für die Schutzbe-
kleidung zu klären. 

Das Thema soll dann im Rahmen des 
nächsten Arbeitsgruppentreffens der AG 
blaue Dienstbekleidung im Frühjahr 
2013 vertieft werden.

Höhere Schichtzulage
Dies sei eine politische Entscheidung mit 
erheblichen finanziellen Folgen; daher sei 
diese Forderung beim Beamtenbund we-
sentlich besser aufgehoben.

Plötzlich auftretender personeller 
Notstand in der JVA Konstanz
Das Justizministerium Baden-Württem-
berg habe sofort hierauf reagiert und aus 
der JVA Ravensburg eine positive Ant-
wort erhalten. In einer anderen JVA wäre 
eine Abordnung nur bei Widerruf des 
genehmigten Urlaubs möglich gewesen, 
was man nicht ohne nähere Prüfung an-
ordnen wollte.

Ausschreiben von  
Beförderungsstellen
Es wurde ein Fall aus der Praxis vorge-
tragen, in dem man sich bei der Verga-
be der Beförderungsämter nicht an die 
eigene Ausschreibung (nur Inhaber von 
entsprechenden Funktionsstellen) hielt. 
Dies sei für den Personalrat ein Grund, 
die Zustimmung zu verweigern.  Grund-
sätzlich sollten Einzelbewertungen von 
Stelleninhaber nach A 9 im AVD vor ei-
ner Ausschreibung mit Zustimmung des 
örtlichen Personalrats  erfolgen. Nur so 
ist klargestellt, wer überhaupt zum Be-
werbungsverfahren zugelassen werden 
kann, neben dem über den Funktions-
stellenkatalog hinaus bewerteten Stellen-
inhaber.

Schicht- und Wechseldienst AV 
Es besteht ein Bedarf in der Praxis, dienst-
freie Tage im Anschluss an sieben Tage 
Dienst zu gewähren und nicht innerhalb 
dieser Zeit, wie es in § 11 Abs. 1 der 
Schicht- und Wechseldienst AV derzeit 
vorgeschrieben ist. Das Problem sei dem 
Justizministerium bekannt und dem In-
nenministerium mit dem Ziel einer Än-
derung der AzUVO bereits vorgetragen.

Befreiung vom Nachtdienst
Eine Befreiung aus privaten Gründen ist 
grundsätzlich nicht zulässig, Lösungen 
vor Ort sind jedoch denkbar.

Keine Beförderung nach A9 und A9 
+Z im mittleren Verwaltungsdienst
Aufgrund des Urteils des BVerwG kön-
nen derzeit keine Beförderungen in die 
Spitzenämter erfolgen, sondern es müs-

sen erst Funktionsstellenbewertungen er-
stellt werden. Dies gilt nicht nur für den 
mittleren Verwaltungsdienst, sondern für 
alle Laufbahnen ohne Funktionsstellen-
katalog. 

In diesem Zusammenhang sei es aber 
nicht richtig, dass das NOVA-Zentrum 
in Rottenburg für die dortige Verwaltung 
alle Beförderungsmöglichkeiten blockie-
ren würde, denn für die JVA Rotten-
burg würde konsequent  die Anzahl der 
Beförderungsstellen, die sich nach dem 
Verteilungsschlüssel ergeben würden, 
aufgerundet.  

Wann sind Anlassbeurteilungen 
möglich?
Nach den Beurteilungsrichtlinien sind 
Anlassbeurteilungen dann vorzunehmen, 
wenn der Bewerber im letzten Beurtei-
lungszeitraum keine Regelbeurteilung 
erhalten hat. Das VG Freiburg, das nicht 
an die Beurteilungsrichtlinien gebunden 
ist, hat aber entschieden, dass Anlassbe-
urteilungen auch bei Beurteilungen, die 
älter als zwei Jahre sind, vorgenommen 
werden können, wenn sich die Leistun-
gen seither erheblich verändert haben. 
Insofern besteht ein dringender Bedarf 
an einer Überarbeitung der Beurteilungs-
richtlinien.

Beurteilungsrunde 2012/Vorgaben 
des JM Baden-Württemberg 
Das Justizministerium Baden-Württem-
berg sah sich mit folgenden Sachverhal-
ten konfrontiert:
1)  unterschiedliche Maßstäbe in den ein-

zelnen JVAen
2)  unterschiedliche Maßstäbe in den ein-

zelnen Laufbahnen
3)  Fehlen einer statusamtsbezogenen Be-

urteilung
4)  Die unteren Skalenbereiche der Be-

urteilung (0-4,5) und die oberste (8) 
werden nicht oder so gut wie nicht 
vergeben. 

Hier war eine vorsichtige Korrektur 
durch das Justizministerium Baden-
Württemberg vorzunehmen. 

Abschlussrunde
Die Tagung hat sich nach übereinstim-
mender Meinung der Teilnehmer be-
währt und ist – neben den Regionalkon-
ferenzen – ein wichtiger, unverzichtbarer 
Baustein zur Information und Vernet-
zung der Personalräte im Vollzug, wes-
halb den Tagungsleitern von den Teilneh-
mern herzlich gedankt wurde. 

Eventuell wäre es überlegungswert, 
die Tagung in Zukunft sogar dreitägig 
durchzuführen. Besonderer Dank gilt 
auch Herrn Oliver Weik und Herrn Vol-
ker Stich für ihr Mitwirken an dieser Ta-
gung. H. Guggenheim

29. Juni 2012:

Allerhand zu tun 

Am 29. Juni 2012 hatte der BSBD Rot-
tenburg „Großkampftag“. Wurde am 
frühen Morgen der Tag noch mit dem 
normalen Dienst begonnen, folgte 
nach dem Kleiderwechsel um 9.30 
Uhr eine lang geplante Anstaltsfüh-
rung mit den Landtagsabgeordneten 
der Regierungsfraktionen aus dem 
Landkreis Tübingen. Mittags war dann 
ein Pressegespräch mit dem Schwarz-
wälder Boten und dem Schwäbischen 
Tagblatt im Rottenburger Martins-
hof geplant. Enden sollte der Tag mit 
einem Fußballspiel gegen das Polizei-
revier Rottenburg um den neu gestif-
teten Engelbert-Beller-Pokal. Viel Stoff 
an einem so schönen und heißen Tag 
– aber der Reihe nach.

Um 9.30 Uhr holten der Anstaltsleiter – 
Regierungsdirektor Weckerle – und der 
BSBD-Ortsverbandsvorsitzende Hama-
cher die Gäste an der Torwache der JVA 
Rottenburg ab. Frau Haller-Haid (MdL 
SPD), Herr Lede Abal (MdL Grüne) 
sowie der BSBD-Landesvorsitzende Ale-
xander Schmid waren nahezu gemein-
sam eingetroffen. 

Die Führung konnte deshalb sogleich 
mit einem Blick in die Besuchsabteilung 
im Torwachengebäude beginnen. Zü-
gigen Schrittes ging die kleine Gruppe 
dann zum Konferenzraum der Anstalt. 
Hier warteten mit Anita Stoll, Brigitte 
Heyer und Stefan Draczkowski bereits 
andere Mitglieder des BSBD-Ortsver-
bandsvorstands. 

Masterplan der Justizvollzugs-
anstalt vorgestellt
Bei Kaffee, Saft und Butterbrezeln mach-
ten sich die Teilnehmer miteinander 
bekannt. Herr Weckerle führte die Ab-
geordneten in die Besonderheiten der 
Anstalt ein und erläuterte den Master-
plan der JVA, den die Anstalt bereits un-
ter Herrn LRD Williard begonnen hatte 
aufzustellen. Interessiert fragten die MdL 
immer wieder nach und man gewann 
schnell den Eindruck, aufmerksamen 
und interessierten  Besuch eingeladen zu 
haben. 

Danach begrüßte auch Hamacher 
nochmals die Abgeordneten und gab sei-
nerseits eine Einführung in die Thema-
tiken, die den Ortsverband umtreiben. 
Zunächst aber ließ er Revue passieren, 
wie es zu dieser Einladung gekommen 

in Rottenburg
Fussballspiel um neu gestifteten  
Engelbert-Beller-Pokal
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war. Ausschlaggebend seien, so Hama-
cher, die Diskussionen im Januar und 
Februar dieses Jahres gewesen, als es um 
den (damals noch geplanten) Beitrag der 
Landesbeamten zur Konsolidierung des 
Landeshaushaltes ging. Die Abgeordne-
ten Haller-Haid und Lede Abal hatte 
Hamacher damals zur Ortsverbandssit-
zung eingeladen, um ihnen die Möglich-
keit zu geben, den Kollegen persönlich 
zu erläutern, warum gerade sie – die Voll-
zugsbeamten in den mittleren Diensten 
– nicht von den Sparmaßnahmen ausge-
nommen werden könnten. (Der VOLL-
ZUGSDIENST berichtete). 

Die Brennpunkte der Anstalt  
angesprochen
Nachdem Herr Lede Abal damals den 
Termin nicht wahrnehmen konnte, war 
eine erneute Einladung an beide Abge-
ordneten ergangen. Diesmal mit dem 
Ziel, ihnen den vollzuglichen Alltag et-
was näher zu bringen und zu zeigen, 
welch verantwortungsvolle und belasten-
de Tätigkeiten – zu welchen Konditionen 
– erbracht werden. 

Hamacher benannte „Brennpunkte“ 
der Anstalt.  Die Ausstattung mit Lehrern 
und Psychologen z. B. könne für eine An-

stalt dieser Größenordnung nur als unzu-
reichend bezeichnet werden. Hier sei es 
zwar besonders eklatant, aber man habe 
auch in den anderen Bereichen nicht fest-
stellen können, dass sich die Umwand-
lung von einer Kurzstrafenanstalt in eine 
Langstrafenanstalt bei der Stellenzuwei-
sung niedergeschlagen hätte.  
Weiter stellte er die Frage, wie man 
Führungskräfte des Allgemeinen Voll-
zugsdienstes  motivieren wolle, wenn in 
der Regel im zweiten Beförderungsamt 
das Karriereende erreicht sei? Hama-
cher wies dabei auf die demotivierenden 
Dienstpläne auf der 38,5 Std. Basis hin. 
Ferner wolle er  wissen, wann sich die er-
reichten sozialen Errungenschaften wie 
Elternzeiten oder der gewollte und ge-

sellschaftspolitisch notwendige  höhere 
Frauenanteil im Personalbemessungs-
faktor wiederfinden würden? Hamacher 
thematisierte deshalb die ungenügenden 
Möglichkeiten für eine geregelte Klein-
kinderbetreuung genauso wie die Beför-
derungssituation im Verwaltungsdienst 
mit hohem Frauenanteil und fragte, wo 
die Relationen seien, wenn insbesondere 
Frauen nach über 30 Dienstjahren mit A 
8 in Pension gehen müssten, aber gleich-
zeitig  gut dotierte Stellen in den Ministe-
rien neu geschaffen würden? 

Bedienstete haben oft noch weitere 
Qualifikationen erworben
Ungerechtigkeiten wurden auch benannt 
im Zusammenhang mit den Beschäf-
tigten. Unterschiedlich hohe Gitterzula-
gen bei gleicher Arbeit seien inakzeptabel. 
Dem stimmten beide Abgeordnete spon-
tan zu. Das Problem sei aber erkannt. 
Man sei dabei dies abzustellen. Dass die 
angestellten Bediensteten im AVD ihr 
vorgezogenes Ausscheiden mit einer pri-
vaten Altersabsicherung  gegenfinanzie-
ren müssen, war ihnen hingegen nicht 
bekannt. Dieser Punkt wurde durch die 
MdL zur Nachbearbeitung notiert. Über-
rascht zeigte sich Frau Haller-Haid von 

der Tatsache, dass die Bediensteten des 
Krankenpflegedienstes neben der Pflege-
ausbildung auch eine Laufbahnprüfung 
Justizvollzugsdienst absolviert hätten 
und so multifunktional eingesetzt wer-
den könnten. Nachdem oftmals noch 
weitere Qualifikationen erworben wür-
den, könne sie nachvollziehen, dass sich 
der Vollzug mittelfristig anders aufstellen 
muss, wenn auch zukünftig qualifiziertes 
Personal gewonnen werden soll. 

Mehrfachbelastung des  
Werkdienstes angesprochen
Dasselbe gelte für den medizinischen 
Dienst. Herr Hamacher erläuterte des-
halb kurz den gedanklichen Ansatz der 
BSBD-Fachgruppe medizinischer Dienst  

für einen „Facharzt intramurale Medi-
zin“. Zum Ende der Aussprache im Kon-
ferenzraum wurden noch die Themen be-
drohte Gefangene, Subkulturen, Drogen 
sowie psychisch Kranke, ältere Gefange-
ne, Vollzugsverweigerer, Arbeitsverweige-
rer angesprochen. 

An dieser Stelle konnte auch noch 
einmal auf die Mehrfachbelastung des 
Werkdienstes als Arbeitstherapeuten, 
Umsatzgaranten und Vollzugsbedienstete 
hingewiesen werden.    

Nach diesem wilden Ritt durch die 
Vollzugslandschaft ging es in die Reali-
tät. Besucht wurden ein altes Hafthaus 
aus wilhelminischer Zeit in dem Toilet-
tenkabinen nachträglich eingebaut wer-
den, ein speziell für bedrohte Gefange-
ne eingerichteter Arbeitsbetrieb und ein 
Hafthaus, dessen Ursprung noch in der 
Zeit liegt, als Rottenburg zu Österreich 
gehörte. 

Abgeordnete wollen sich für  
geplanten Neubau einsetzen
Es stellte sich aber schnell heraus, dass 
dieses Gebäude eine ungleich besse-
re Bausubstanz vorzuweisen hat als die 
Arbeitsbetriebe aus den 1970ern, die 
danach besucht wurden. Nach einem 

Gespräch mit dem Betriebsleiter verspra-
chen die Abgeordneten, sich dafür einzu-
setzen, dass der geplante Neubau dieses 
Teils der Anstalt nicht vom Finanzmini-
sterium noch in letzter Minute gecancelt 
wird. 

Im anschließend inspizierten Zugangs-
gebäude konnte den Abgeordneten ver-
mittelt werden, wie neu erstellte Gefan-
genenunterkünfte aussehen. Auch hier 
kam es, wie in den anderen Gebäuden, 
zu einem aufschlussreichen und sach-
lichen Austausch mit den Betriebs- bzw. 
Bereichsdienstleitern. Das setzte sich im 
letzten Teil der Besichtigung  fort. Im 
Fachzentrum NOWA konnte wiederum 
unter Beweis gestellt werden, mit welcher 
Motivation und Professionalität die voll-

Pressegespräch bei drückender Hitze.  
 Fotos (2): BSBD-BW

Justizvollzug und Polizeivollzug nach der Siegerehrung. Im Vordergrund er neue „Engelbert Beller 
Pokal“ mit den Urkunden.
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zugsspezifische Software durch Bedien-
stete der mittleren Dienste (MVD und 
AVD) programmiert und gewartet wird. 
Spätestens hier werde, so Frau Haller-
Haid, der Nachweis erbracht, dass eine 
Privatisierung des Vollzuges eine poli-
tische und finanzielle Sackgasse sei. Zu 
diesen Konditionen könne kein Privater 
anbieten. Herr Hamacher gab den Ab-
geordneten deshalb den Rat, sich dafür 
einzusetzen, dass ein Teil des Differenz-
betrages den Bediensteten zu Gute kom-
men sollte. 

Am Ende verließen Frau Haller-Haid 
und Herr Lede Abal – mit den besten 
Wünschen der Anstaltsleitung versehen 
– die JVA, um mit dem BSBD-OV-Vor-
stand zum geplanten Pressetermin in den 
Rottenburger Martinshof zu eilen. Hier 
wurden sie schon von Chefredakteur 
Fleischer von der Rottenburger Post/
Schwäbisches Tagblatt erwartet. Nach 
kurzem Kennenlernen sprudelte es nur 
so aus den Abgeordneten heraus.

Gesprächsstoff in der  
großen Kreisstadt
Das gut einstündige Gespräch fand be-
reits am nächsten Tag einen prominenten 
Platz in der Lokalzeitung und sorgte für 
Gesprächsstoff in der großen Kreisstadt. 
Dieser Teil des Tages endete mit der Ab-
sichtserklärung aller, den Kontakt auf-
recht erhalten zu wollen.

Mussten die Abgeordneten, der Lan-
desvorsitzende Schmid und die Presse zu 
weiteren Terminen, galt es für den Orts-
verbandsvorstand, sich auf das Fußball-
spiel gegen das Polizeirevier Rottenburg 
vorzubereiten. 

Nach den Aufbauarbeiten war um 
18.00 Uhr Anstoß in Rottenburg-From-
menhausen. Weil dieses Spiel nun seit 
Jahren schon eine gewisse Tradition hat 
und der Wanderpokal „BSBD-Cup“ im 
letzten Jahr in den Besitz des Polizei-
reviers gegangen war, hatte der BSBD 
Rottenburg diesmal eine neue Trophäe 
gestiftet: den „Engelbert Beller Pokal“, 
benannt nach dem Mitbegründer des 
Ortsverbandes im Jahre 1956 und dem 
ersten OV-Vorsitzenden, der im Jahre 
2010 verstorben war. 

Das Polizeirevier gewann  
das Fussballspiel mit 5:2
Das fair und leidenschaftlich geführte 
Spiel gewann diesmal das Polizeirevier 
mit 5:2. Die Vorstandschaft grillte der-
weil Steaks und Rote Würste für die Zu-
schauer und später für die Spieler. Der 
schöne, aber anstrengende Tag endete in 
der Nacht in geselliger Runde. Beides, 
das Fußballspiel als auch die Kontakte zu 
Abgeordneten, werden eine Fortsetzung 
finden.  ham

Rottenburger Post/Schwäbisches Tagblatt vom 30. 6. 2012

Für das Gefängnis ist viel Geld erforderlich

Rottenburg. Die Landtagsabgeord-
neten Rita Haller-Haid (SPD) und Daniel 
Lede Abal (Grüne) informierten sich im 
Rottenburger Gefängnis. Sie nahmen 
Aufgaben mit für ihre politische Arbeit. 

Beide Abgeordneten waren nicht zum 
ersten Mal in der Justizvollzugsanstalt 
(JVA), aber beide waren beeindruckt 
bei ihrem Besuch, der unter Ausschluss 
der Öffentlichkeit stattfand. Detlev 
Hamacher, Ortsverbandsvorsitzender 
Rottenburg des Bundes der Strafvoll-
zugsbediensteten (BSBD), und der 
Landesvorsitzende Alexander Schmid 
hatten als Interessenvertreter das Wohl 
der 130 hiesigen Mitglieder im Sinn. Sie 
arbeiten in allen Bereichen des Straf-
vollzuges. Im März war Haller-Haid bei 
der OV-Versammlung und Hammacher 
hatte dies als „Ventil“genutzt um klarzu-
machen, dass sich die „angeblich so 
willfährigen Beamten“ von der Politik 
schlecht behandelt fühlen. „Es hat ge-
pfiffen“, bestätigte die SPD-Abgeordnete 
den Überdruck.
2005 wurde das Rottenburger Gefängnis 
zur Langstrafen-Anstalt erhoben, doch 
auf die Zuweisung entsprechenden Per-
sonals – Lehrer, Sozialdienste, Psycho-
logen, Vollzugsbedienstete – warten die 
Kolleg(inn)en noch heute. Da die Lan-
desregierung, acht Prozent im Haushalt 
einsparen will, hofft BSBD-Landeschef 
Schmid, dass es im Strafvollzug wenig-
stens nicht noch schlechter wird.
Haller-Haid sprach von schlechten bau-
lichen Gegebenheiten, die ihnen gezeigt 
wurden. Das betreffe besonders die 
Arbeitsbetriebe. Es regne rein, und die 
Sicherheitsanforderungen würden nicht 
erfüllt. „Nichts ist besser geworden“, 
verglich Haller-Haid ihre Eindrücke mit 
denen früherer Besuche; „der Sanie-
rungsbedarf ist sehr hoch.“
Wie moderner Strafvollzug aussehen 
müsse, sei am Zugangsgebäude zu se-
hen. Es wurde erst vor sechs Jahren er-
richtet. „Hotelzimmer sind das deshalb 
nicht“, sagte die Abgeordnete. Aber es 
gebe Türen an den Sanitäranlagen. 
Lede Abal erlebte den Strafvollzug „par-
allel wie früher und wie heute“, schlecht 
in den alten Gebäuden und modern im 
Zugangsgebäude, in dem Neuankömm-
linge die erste Woche verbringen.
Ein Masterplan, wie das Gefängnis 
modernisiert werden sollte, liege vor, 
so Haller-Haid weiter. Anstaltsleiter 
Matthias Weckerle habe ihn gezeigt. 

Die SPD-Frau versprach, sie werde mit 
dem Finanzminister reden, damit Geld 
für Neubauten innerhalb des Gefäng-
nisses „im Doppelhaushalt 2013/2014 
tatsächlich drinsteht“. Dringend erfor-
derlich sei eine Sporthalle. Die gibt es im 
Rottenburger Gefängnis nicht. Lede Abal 
hat „großen Nachholbedarf“ erkannt, 
was etwa die Betreuung von Häftlingen 
nichtdeutscher Nationalität und straffäl-
lig gewordenen Flüchtlingen betrifft. So-
zialbetreuung, Sprachkurse, Ausbildung 
– es fehle an allem, um diese Menschen 
vorzubereiten, nach ihrer Entlassung in 
der Gesellschaft Fuß zu fassen. Haller-
Haid: „Ich war total erschüttert, dass 
es für 500 Gefangene nur einen Lehrer 
gibt!“ Selbst wer Deutsch sehr gut spre-
che, benötige Schulung für Ausbildung 
und Beruf. Da es in der Mehrzahl junge 
Leute sind, die einsitzen, sei Betreuung 
ganz wichtig. 
Haller-Haid will sich auch für die Bedien-
steten stark machen. Es gebe noch im-
mer keine Gleichbehandlung zwischen 
Beamteten und Angestellten Beschäf-
tigten im Gefängnis. Die sogenannte 
„Gitterzulage“, ursprünglich eine Gefah-
renzulage, sei bei den Beamten höher. 
Da ist die Landesregierung laut Haller-
Haid „schon dran“.
Neu sei ihr gewesen, dass die Arbeit von 
Ärzten im Gefängnis nicht auf die Fach-
arzt-Ausbildung angerechnet werde, 
sagte Haller-Haid. Die „intramurale Me-
dizin“ (Medizin innerhalb der Mauern) 
lohne sich nicht für junge Ärzte. Es wäre 
aber angenehm, wenn das Rottenburger 
Gefängnis von der Nähe der Tübinger 
Uni-Kliniken profitieren könnte.
Daniel Lede Abal lobte die Gefängnislei-
tung. Sie habe „ein klares Konzept, wie 
das Gefängnis weiterentwickelt werden 
soll“. Erstaunt habe ihn, dass so viele 
der Inhaftierten Arbeit haben. Hama-
cher bezifferte die Rate nach Abzug der 
Kranken und Kurzzeithäftlinge auf 98 
Prozent. Das sei „auch im Land eine tol-
le Leistung“ und den Werkmeistern zu 
verdanken, die immer wieder Aufträge 
einwerben. Frauen, die im Vollzug arbei-
ten, seien wegen des Schichtdiensts be-
sonders benachteiligt, berichtete Haller-
Haid. Sie haben es schwer, ihre Kinder 
in Kitas unterzubringen. 
Immerhin gebe es, wie Personalrätin 
Brigitte Heyer bestätigte, ein Projekt mit 
der Stadtverwaltung, um Kinderbetreu-
ungsplätze für diese Gruppe zu schaf-
fen. Gert Fleischer

Viele Eindrücke beim Gefängnis-Besuch gesammelt
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Vom 17. bis 20. Mai 2012

Mit dem Schiff auf Spree und Landwehrkanal unterwegs
„BEAFU Heilbronn“ zu Besuch in der Bundeshauptstadt Berlin – Beeindruckende Erlebnisse

An Christi Himmelfahrt um sechs Uhr in der Früh war es für 30 Kolleginnen und Kollegen (teilweise mit Partner) aus 
den Reihen der Beamtenfußballabteilung der JVA Heilbronn soweit: es war Abfahrt für eine viertägige Reise in die Bun-
deshauptstadt nach Berlin. Gegen Nachmittag war Ankunft am Hotel in Köpenick, so dass noch genügend Zeit war, 
selbstständig die nähere Umgebung zu erkunden.

Die BEAFU Reisegruppe der JVA Heilbronn.  Foto: BSBD-BW

Bei der Führung durch einen „Zeitzeugen“.  Foto: BSBD-BW Der Reichstag vom Wasser aus.  Foto: BSBD-BW

Am Freitag begann das gemeinsame Pro-
gramm mit der Fahrt zur Gedenkstätte 
Berlin-Hohenschönhausen. Diese befin-
det sich an einem Ort, der wie kaum ein 
anderer in Deutschland mit der 44-jäh-
rigen Geschichte politischer Verfolgung 
in der Sowjetischen Besatzungszone und 
in der DDR verknüpft ist. Auf dem Ge-
lände einer ehemaligen Großküche im 
Nordosten Berlins wurde nach dem Ende 
des Zweiten Weltkriegs ein sowjetisches 
Speziallager errichtet. Nach der Schlie-
ßung des Lagers im Oktober 1946 ent-
stand im Keller des Gebäudes das zentra-
le sowjetische Untersuchungsgefängnis 
für Ostdeutschland. 1951 übernahm das 
Ministerium für Staatssicherheit das Ge-
fängnis, erweiterte es 1961 durch einen 
Neubau und nutzte es bis 1989 als zen-
trale Untersuchungshaftanstalt. Tausende 
politisch Verfolgte waren an diesem Ort 
inhaftiert. Vor der Führung gab es zu-
nächst eine etwa halbstündige filmische 
Einführung. Dabei ging es um die Ge-
schichte des Haftgeländes und seine Rol-
le im System der politischen Verfolgung 
in der DDR. 

In zwei Gruppen aufgeteilt wurde 
durch Zeitzeugen, die auch aus eigenem 
Erleben berichteten, durch die Anlage 
geführt. Stark beeindruckt von den un-
menschlichen Unterbringungen, Ver-
hörmethoden und Behandlungen ende-
te der etwa zweistündige Rundgang im 
sogenannten „Tigerkäfig“. Hier wurde 
die Praxis des überwachten „Freigangs“ 
in einem ca. 3 m² großen und 4 Meter 
hochgemauerten Innenhof erklärt. Sehr 
beeindruckt vom Gesehenen und den 

Berichten der Zeitzeugen war die Fahrt 
zum nächsten Höhepunkt der Reise sehr 
ruhig und besinnlich. Geplant war eine 
Stadtrundfahrt. 

Die Überraschung für die Teilnehmer 
durch die Organisationsleitung unter 
Kollege Lorenz war geglückt, als er be-
kannt gab, dass ein gechartertes Schiff 
wartet und uns etwa drei unvergessliche 
Stunden auf Spree und Landwehrkanal 
bereiten wird.

Aus einem ganz anderen Blickwinkel 
vom Wasser aus, ging es unter ande-
rem am Reichstag und dem Bundes-
kanzleramt vorbei. Weiter konnten die 
„Beamtenschlange“ (ein geschlungenes 
Wohnhaus am Wasser), die Kongresshal-
le, Schloss Bellevue, die Schlossbrücke 
Charlottenburg mit Schloss Charlotten-
burg, die Museumsinsel und noch viele 
weiter Sightseeing-Highlights besichtigt 

werden, während man von der Schiff-
screw kulinarisch vorzüglich versorgt 
wurde. Ein hervorragend organisierter 
und durch gutes Wetter unterstützter Tag 
ging zu Ende. 

Der Samstag wurde zur eigenen Ge-
staltung frei gestellt. Überwiegend ging 
man in kleineren Gruppen auf Ent-
deckungstour in die Berliner Innenstadt 
und zu den Hauptattraktionen, so dass 
man selbst in dieser Millionenstadt im-
mer wieder aufeinander traf.

Während der Rückfahrt zurück zur 
JVA Heilbronn am Sonntag wurden die 
Reiseteilnehmer bereits über die Pläne 
zur nächsten Ausfahrt informiert, die uns 
2015 nach Köln führen soll. 

Ein besonderer Dank galt den Organi-
sationsteam und dem Busfahrer Rainer 
Bodemer, die allesamt aus dem Kolle-
genkreis kommen. Lars Rinklin
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Wer vergleicht, kommt zu uns,

seit über 35 Jahren.

Beamtendarlehen supergünstigExtra günstig vom Spezialisten
anrufen und testen. FINANZ

www.AK-Finanz.de

Äußerst günstige Darlehen z.B. 30.000 € Sollzins (fest 
gebunden) 5,15%, Lfz. 7 Jahre, mtl. Rate 426 € effek-
tiver Jahreszins 5,27%, Bruttobetrag 35.784 € Sicher-
heit: Kein Grundschuldeintrag, keine Abtretung, nur 
stille Gehaltsabtretung. Verwendung: z.B. Modernisier-
ung rund ums Haus, Ablösung teurer Ratenkredite, Mö-
belkauf etc. Vorteile: Niedrige Zinsen, feste Monatsrate, 
Sondertilgung jederzeit kostenfrei, keine Zusatzkosten, 
keine Lebens- Renten oder Restschuldversicherung. 

*Spezialdarlehen: Beamte / Angestellte ö.D.

Beamtendarlehen ab 10.000 € - 125.000 €
Umschuldung: Raten bis 50% senken

Baufinanzierungen günstig bis 120%

 effektiver Jahreszins*5,27% Laufzeit 7 Jahre

Wittlich erneut Fußballmeister der Justiz
JVA Offenburg sicherte sich einen respektablen 4. Platz

Die JVA Offenburg vertrat erstmalig in diesem Jahr als Landesmeister im 
Fußball, das Bundesland Baden-Württemberg bei der 13. Deutschen Fußball-
meis-terschaft am 15. und 16. Juni in Wittlich. Nach einer wunderschönen 
„Pfalz-Rundfahrt“ kamen wir alle unbeschadet am Spätnachmittag an unsrer 
Unter-kunft in Trabern Trabach an. Nach dem Bezug der Zimmer ging es gleich 
weiter nach Wittlich, wo die Bundesversammlung der Bundesdeutschen Be-
triebssportgemeinschaften stattfand. Direkt nach dieser Bundesversamm-
lung, erfolgte die mit Spannung erwartete Gruppenauslosung für die DM.

Wir wurden der Gruppe A mit weiteren 
fünf Mannschaften zugelost. Damit einer 
erfolgreichen Teilnahme nichts im Wege 
stand, fuhren wir nach der Auslosung zu-
rück in unser Quartier, da der Spielertrai-
ner Carsten Junker ab 22 Bettruhe ver-
ordnet hatte. In unserem ersten Spiel  am 
Samstagmorgen um 9.00 Uhr mussten 
wir gleich gegen den Titelverteidiger und 
Gastgeber Wittlich antreten. Leider un-
terlagen wir trotz guter Leistung mit 0:2. 
In unserem zweiten Spiel stimmte nicht 
nur die Leistung, sondern auch das Er-
gebnis. Wir bezwangen den Vertreter aus 
Brandenburg leider nur mit 1:0, da zahl-
reiche sehr gute Chancen nicht genutzt 
wurden. Anschließend besiegten wir mit 
dem gleichen Ergebnis den sächsischen 
Landesmeister.

Nach einem Unentschieden gegen den 
Vertreter aus Ostdeutschland, die JVA 
Untermaßfeld aus Thüringen, konnten 
wir durch einen hart erkämpftes 1:0 Sieg 
gegen die JVA Vechta (Niedersachsen) 
den überraschenden Einzug ins Halbfi-
nale perfekt machen.

Aufgrund eines kleinen Kaders und ei-
nigen verletzungsbedingten Ausfällen 
hatten wir gegen den amtierenden Vi-
zemeister JVA Saarbrücken mit 0:3  das 
Nachsehen. Im kleinen Finale um Platz 
drei unterlagen wir im Elfmeterschießen 
gegen die JVA Heinsberg aus NRW mit 
2:4 und belegten einen guten vierten 
Platz. Das Finale gewann der Vorjahres-
sieger Wittlich gegen Saarbrücken mit 
2:0 und wurde verdient erneut Deutscher 
Fußballmeister der Justiz.

Für unsere erstmalige Teilnahme an ei-
ner Deutschen Meisterschaft können wir 
mit dem 4. Platz und vor allem mit der 
gezeigten Leistung sehr zufrieden sein.

Es war alles in allem eine sehr gelun-
gene Veranstaltung, die von dem Gastge-
ber sehr gut organisiert war. Der Wetter-
gott kommt allerdings nicht aus Wittlich, 
es regnete den ganzen Samstag komplett 
durch, was der guten Stimmung keinen 
Abbruch tat. Bedanken möchten wir uns 
bei allen die dazu beigetragen haben, dass 
die JVA Offenburg an dieser Veranstal-
tung teilnehmen konnte. Markus Proske

Stehend von links nach rechts: Proske Markus, Nicole Frick, Heiko Gawantka, Totzke Boris, Marc 
Petereit, Roland Riesterer, Thomas Tranzer, Stefan Kalischnigg, Stefan Flamm, Jens Krug, Robert 
Rötschke. Kniend von links nach rechts: Meik Hämmerlung, Simon Spinner, Benjamin Siefert, Boris 
Rexter, Björn Feger, Carsten Junker, Dieter Frank, Domenic Ehret. Foto: Markus Proske

Mit 23 Teilnehmern im Emsland:

Sie haben  

BSG JVA Stuttgart nicht zu schlagen
es wieder getan

Wenn etwas Großes unverhofft pas-
siert, dann sind die Emotionen und 
Gefühle am schönsten. So hatten wir 
2010 unseren ersten Deutschen Mei-
stertitel umschrieben.

Mit 23 Teilnehmern starteten wir ins 
schöne Emsland wo in Lingen die 34. 
Deutschen Volleyballmeisterschaften der 
Justiz ausgetragen wurden mit 36 Mann-
schaften im A-Turnier und 9 Mannschaf-
ten im B-Turnier. 

Anders als bei vielen sonstigen Tur-
nieren begann die Mannschaft ab dem 
ersten Spiel sehr konzentriert und mo-
tiviert. Unbeeindruckt von unserem, 
im Vorfeld des Turniers ereilten Verlet-
zungssorgen und dem fehlenden Trai-
ning glaubte jeder an sein Können und 
unsere Stärken. Dadurch konnte der 
Sieg in der Vorrundengruppe 4 mit einer 
wunderbaren Leistung, besonders gegen 
die stärk sten Mannschaften aus Berlin-
Hackenfelde – Vorjahressechster – (14:10 
und 14:11) und aus Leipzig – Vorjahres-
achter – (17:10 und 12:10), ohne Satz-
verlust besiegelt werden. Nun war das 
erste Ziel erreicht und wir Stammheimer 

Der gewonnene Pokal ist der Stolz der Sieger-
mannschaft.  Foto: BSBD-BW
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standen in der Endrunde um die Plät-
ze 1 bis 12. Jetzt sollte allerdings in ei-
ner absoluten Hammergruppe als erster 
Gegner der letztjährige Drittplatzierte 
aus Oldenburg warten. Wie bereits am 
Morgen spielte unser Team, auch dank 
einer gleichbleibenden überzeugenden 
Leistung, den dominanten Volleyball 
welchen wir uns selbst erhofft hatten. 
Damit konnte Oldenburg beeindruckt 
und 14:5, 11:8 geschlagen werden. An-
schließend konnten die beiden Spiele ge-
gen Celle und Stendal gewonnen werden. 
Im vorendscheidenden Spiel um den 
Endrundengruppensieg hieß unser Geg-
ner Berlin-Tegel (Vorjahresvierter). 

Fanblock mit zwei  
nimmermüden Trommlern
Hier sollten wir das erste Mal Nerven 
zeigen. Den ersten Satz 14:10 gewonnen, 
fehlte uns im zweiten Satz die Konzen-
tration und so ging dieser Satz 12:10 an 
Berlin. Da wir im letzten Endrunden-
spiel die Mannschaft aus Ravensburg klar 

schlagen konnten, zogen wir mehr als 
verdient mit nur einem abgegebenen Satz 
in zehn Spielen in das Finale ein. Dabei 
hatte einen großen Anteil unser laut-
starker Fanblock mit zwei nimmermüde 
werdenden Trommlern. Im Finale hieß 
unser Gegner der Vorjahressieger aus 
Waldeck. Waldeck hatte sich über eine 
leichtere Vorrundengruppe und nach 
ihren Aussagen auch einfachere Endrun-
dengruppe in das Finale gespielt. Unsere 
größeren Anforderungen in den vergan-
genen Spielen sollten uns im Finale noch 
helfen. Aber erst begann eine lange Zeit 
des Wartens und so schossen uns viele 
Gedanken auch in der Erinnerung an 
2010 durch den Kopf. Pünktlich zum 
Finale kam auch unsere 2. Mannschaft, 
die in einem separaten Turnier den 8. 

Platz belegt hatte, und damit war unser 
Fanblock aus den eigenen Reihen auf 16 
Leute angewachsen. 

Die Ansage für unser Team war klar, 
nach einer solchen überzeugenden Tur-
nierleistung muss dieser Tag mit einem 
Finalerfolg abgeschlossen werden. Unsere 
Fans machten die Halle zum Hexenkes-
sel und wir Spieler gaben die Welle der 
Begeisterung mit unserem überragenden 
Spiel im ersten Satz zurück. Mit dem 
gedanklichen Sieg des Finales spielten 
wir eine lange Phase des zweiten Satzes 
schlecht und mussten, trotz einer Steige-
rung am Ende des Satzes, diesen abgeben.

Jetzt musste eine Reaktion gefordert 
werden, gepaart aus Trotzreaktion und 
dem Abrufen der maximalen Leistungs-
stärke. Der entscheidende dritte Satz be-
gann ausgeglichen, jedoch stand es 13:12 
gegen uns. Jetzt nahmen wir eine Aus-
zeit und in einer unmissverständlichen 
Ansprache ging unser Spielercoach Kai-
Uwe Hollmann jedem Mitspieler direkt 
in den Kopf. So erzwangen wir den Aus-

gleich und konnten mit einem erstklas-
sigen Block den Finalsieg mit 15 zu 13 
klarmachen.

Nach dem letzten Punkt war der end-
losen Freude und den Emotionen, Trä-
nen und Umarmungen keinerlei Gren-
zen gesetzt. In den Reihen unserer Fans 
ließen wir unserem Glück freien Lauf. Es 
dauerte lange an diesem Abend, bis jeder 
begriffen hatte, was wir nach dem ersten 
Sieg in Berlin 2010 erneut vollbracht 
hatten, wir sind zum zweiten Mal Deut-
scher Meister. 

Ausgelassene Freude  
und grenzenloser Jubel
Nach einer Bierdusche und dem Sieger-
stiefel in der Sporthalle ging es zurück 
zum Hotel wo beim Abendessen unsere 

Feier begann und im Anschluss fuhren 
wir mit dem Bus zur Abendveranstaltung 
mit Siegerehrung. Als unser gesamtes 
Team durch die Reihen der stehenden 
400 Gäste unter tobendem Applaus zur 
Bühne marschierte, und die Trophäe ent-
gegen nahm gab es kein Halten mehr.

Ausgelassene Freude und grenzenloser 
Jubel innerhalb der Mannschaft war der 
Anfang einer langen Nacht in der wir 
eine wahrhaft meisterliche Party feiern 
konnten.

Empfang durch unserer  
Anstaltsleiterin Frau Grimm
Ein paar Stunden später rollten unsere 
Busse wieder Richtung Ländle an Bord 
ein müder aber durchweg glücklicher 
Deutscher Meister 2012.

Die erste Würdigung unserer Leistung 
nach unserer Rückkehr erfolgte bei 
einem Empfang unserer Anstaltsleiterin 
Frau Grimm. In ihrer kleinen Anspra-
che voller Anerkennung fasste Sie unsere 
Gedanken und Gefühle sehr gut zusam-

men, sprach von Leidenschaft, Glück, 
Kampfgeist und Willensstärke. Alle diese 
Punkte haben uns am 5. Mai 2012 den 
zweiten Titel Deutscher Justizvolleyball-
meister gebracht. 

Auch die Bezirksbürgermeisterin Frau 
Korge wird zu Ehren unseres Teams einen 
Empfang im Bezirksrathaus Stammheim 
geben, darauf sind wir sehr gespannt und 
freuen uns auch auf die Anerkennung des 
Deutschen Meisters im Stadtteil Stamm-
heim. 

Gratulation an die Mannschaft mit 
Yvette Ortlepp, Daniel Beck, Kai-Uwe 
Hollmann, Patrick Kargut, Renè Kla-
mar, Andreas Ortlepp und Andreas 
Sülzer, sowie der herzliche Dank an die 
mitgereisten Fans für ihre wahrhaft mei-
sterliche Unterstützung.  Andreas Ortlepp

Leidenschaft, Glück, Kampfgeist und Willensstärke haben den zweiten Titel Deutscher Justizvolleyballmeister gebracht.  Fotos:  (2) BSBD-BW
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Der Entwurf der Staatsregierung für den Doppelhaushalt 
2013/2014 steht. Er erfüllt viele unserer Forderungen – 
bleibt allerdings in Teilbereichen dahinter zurück. Die Land-
tagsabgeordneten werden im Rahmen ihrer Beratungen ge-
fragt sein, hier nachzubessern. Zur Einkommensrunde 2013 
hat Finanzminister Dr. Markus Söder bereits zugesagt: Das 
Tarifergebnis für die Beschäftigten des Landes (TV-L) wird 
ohne Abstriche auf Beamte in Bayern übertragen. Vieles 
wurde von der Presse in ihrer Berichterstattung nicht aufge-
griffen. Nachfolgend eine vollständige Zusammenfassung.

Neue Stellen
Insgesamt wurden im Doppelhaushalt 2013/2014 circa 2.000 
neue Stellen eingeplant, die sich wie folgt verteilen:
• 1.309 Stellen im Schulbereich
•  100 Stellen für das Wissenschaftsministerium; im Jahr 2015 

zusätzlich 400 Stellen
• 100 Stellen für die Polizei
• 200 Stellen für neue Betriebsprüfer
• 226 Stellen in der Justiz
• 40 Stellen für das Umweltministerium
• 18 Stellen im Bayerischen Landtag
• 8 Stellen für das Wirtschaftsministerium
•  Keine Stellen für Verfassungsschutz, Betreuungsgeld und 

Staatskanzlei
Die Verteilung obliegt den jeweiligen Ressorts innerhalb ihres 
Zuständigkeitsbereichs. Soweit hier besondere Anforderungen 
bestehen, können die BBB-Fachverbände über die jeweiligen 
Hauptpersonalräte aktiv werden. Bedauerlich ist, dass man-
che Bereiche trotz Aufgabenmehrung ohne bzw. mit zu wenig 
zusätzlichen Stellen auskommen sollen (vgl. z. B. Betreuungs-
geld oder allgemeine innere Verwaltung).

Beförderungen zum 1. Juli 2013
Es werden insgesamt 45 Millionen Euro im Rahmen des Dop-
pelhaushalts 2013/2014 für die Beförderung, das zentrale 
Leistungselement, zur Verfügung gestellt. Diese werden gemäß 
der Zahl der Beschäftigten wieder hälftig auf den Schulbereich 
und die anderen Beamtenbereiche aufgeteilt und erfolgen alle 
zum 1. Juli 2013. Gerade bei diesem Punkt hat es härtester 
Verhandlungen bedurft – die Beförderungen sollten noch spä-
ter und teilweise weit in das Jahr 2014 geschoben werden. 
Auch das Volumen war (und ist) ein streitiger Punkt. Von den 
für die Dienstrechtsreform insgesamt zugesagten Stellenhe-
bungen im Umfang von 240 Millionen Euro standen noch 60 
Millionen aus.

Leistungsprämie/-zulagen/Stufenaufstieg
Die Aussetzung der Leistungselemente wird zurückgenom-
men. Damit kann das Neue Dienstrecht endlich mit Leben er-
füllt werden. Die Gesamtmittel werden leicht gekürzt.

Wiederbesetzungssperre
Ab dem 1. Januar 2013 wird die Wiederbesetzungssperre von 
12 Monaten auf 3 Monate reduziert. „Altsperren“ die bereits 
mindestens drei Monate laufen, enden ebenfalls zu diesem 
Termin. Ein weiterer wichtiger Schritt bei der – längst überfäl-
ligen – Betonung des Leistungsgedankens im Neuen Dienst-
recht.

Absenkung der Eingangsbesoldung
Zum 1. Mai 2013 wird die Absenkung der Eingangsbesoldung 
zurückgenommen. Dies ist ein wichtiges Signal für alle jungen 
Beamtinnen und Beamte.

Reduzierung der Arbeitszeit
Es bleibt wie geplant bei der Rückführung der Arbeitszeit von 
42 auf 40 Stunden in zwei Schritten.
Ab 1. August 2012 arbeiten alle Beschäftigen unter 60 Jahre 
eine Stunde weniger, ab 1. August 2013 erfolgt eine weitere 
Reduzierung der Wochenarbeitszeit um eine Stunde für alle 
unter 50-jährigen.

Weitere Verbesserungen
Beschlossen wurde auch eine durch die Rechtsprechung ver-
anlasste Verbesserung bei der Professorenbesoldung. Details 
stehen hier allerdings noch nicht fest.
Auch im Bereich des Tarifvertrags der Länder (TV-L) sind für 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer Stellenhebungen einge-
plant. Auch hier stehen die Einzelheiten noch nicht fest.
Zudem wird es im Rahmen des weiterhin laufenden Reform-
programms „Verwaltung 21“ weitere Stellenhebungen geben. 
Hier empfehlen wir mit den entsprechenden Hauptpersonalrä-
ten ins Gespräch zu treten.

Ausblick: Einkommensrunde 2013
Finanzminister Dr. Markus Söder hat beim CSU-Sommeremp-
fang für den öffentlichen Dienst angekündigt, dass der Tarif-
abschluss des Jahres 2013 im Bereich der Arbeitnehmer des 
Landes (TV-L) ohne Abstriche auf Beamte in Bayern übertra-
gen wird. Entsprechende Mittel seien im Haushalt 2013/2014 
eingestellt.
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Beim Lesen der „Info vom Bayerischen Beamtenbund“ (BBB) fragt sich der brave  
baden-württembergische Landesbedienstete, was um alles in der Welt machen und können  

denn die Bayern besser als unsere Regierenden hier?

Kabinettsbeschlüsse zum Doppelhaushalt 2013/2014

BBB: Ein beachtliches Paket – aber mit Spielraum!
Söder gibt Ausblick für die Einkommensrunde 2013
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MdL Alexander Throm von der CDU besuchte JVA Heilbronn
Das Interesse der Politik am Strafvollzug besteht

Roswitha Löffler, Alexander Throm und Anja Walz im Gespräch mit Thomas 
Stuntz (in Uniform) und Wolfgang Neureuther.  Foto: BSBD-BW

In den Werkbetrieben wurden die hergestellten Produkte vorgestellt. Im Bild 
die Gruppe bei der Besichtigung der Schreinerei.   Foto: BSBD-BW

Nachdem die Vertreter der regierenden SPD-Fraktion der Einladung des BSBD-Ortsverbandes Heilbronn gefolgt wa-
ren und am 4. Mai 2012 die Anstalt besucht hatten, konnte nun der Oppositionsabgeordnete der CDU, Alexander 
Throm, am 16. Mai 2012 begrüßt werden. Mit dabei waren aber auch Mitglieder des CDU-Stadtrates aus Heilbronn. 
Wie auch bei dem Treffen davor, wurden die Gäste durch die Anstalt geführt, um sich einen Eindruck von der  Arbeit 
der Strafvollzugsbediensteten zu machen.

Es gab direkten Zugang zu den Hafträu-
men und den Freizeiträumen der Ge-
fangenen. Hier wurden auch die Pro-
blematik des alten Gebäudes und die 
Notwendigkeit eines neuen Hafthauses 
sichtbar. Die Umsetzung der menschen-
würdigen Unterbringung ist im Gebäude 
von 1870 nicht ohne weiteres machbar. 
Unter der CDU-FDP Regierung wur-
de eine neue Küche gebaut und das alte 
Küchengebäude abgerissen. Hier sollte 
das neue Haftgebäude entstehen, welches 
aber nach dem grün-roten Wechsel aus 
Kostengründen vorerst eingestellt wur-
de. Wie aber der BSBD-OV Vorsitzende 
Thomas Stuntz berichtete, soll noch die-
ses Jahr der Rohbau stehen.

In den Werkbetrieben wurde die Gefan-
genenarbeit und die Produkte vorgestellt. 
Dies war auch eines der Hauptthemen 
beim anschließenden Diskussionforum. 

Die Denkschrift des Landesrechnungs-
hofes kritisierte einige unwirtschaftlichen 
Betriebe, ohne den Gesetztesauftrag der 
Gefangenenbeschäftigung angemessen zu 
berücksichtigen. Es muss im Interesse der 
Öffentlichkeit sein, dass entlassene Straf-
täter wieder in die Gesellschaft integriert 
werden können und straffrei durch ehr-
liche Arbeit ihren Lebensunterhalt zu be-
streiten. Das Erlernen von strukturierten 
Tagesabläufen und die Annäherung an 
eine berufliche Beschäftigung müssen 
größtenteils erst erlernt werden. Dass 
dadurch auch noch Produkte entstehen, 
die gut vermarktet werden können, ist 
ein zusätzlicher Bonus, der die Kosten 
niedrig hält. Die Politik ist gefordert, 

jegliche Einschnitte in dieses System zu 
verhindern.

Nun kommen zu der schweren Arbeit 
mit verurteilten Straftätern auch noch 
die einseitigen Sparmaßnahmen bei den 
Beamten, nur um grün-rote politische 
Ziele durchsetzen und diese bezahlen zu 
können.

Beim CDU-Abgeordneten Alexander 
Throm stieß man hier auf offene Oh-
ren. Die Kollegen und Kolleginnen des 
Justizvollzugs sind gegenüber dem Staat 
zur besonderen Treue verpflichtet und 

mit hoheitlichen Aufgaben betraut. Sie 
bilden mit weiteren wenigen Berufsgrup-
pen (wie z.B. Polizei) den Kern der Be-
amtenschaft. Diese stellen mit ihrer lei-
stungsstarken Arbeit einen Grundpfeiler 
für den funktionierenden Staat dar. Sol-
cher Einsatz muss auch richtig entlohnt 

werden und nicht – wie nun geschehen 
– noch finanzielle Einschnitte aufbürden. 

Der Landtagsabgeordnete spricht aber 
auch die Pensionskasse an. 2008 wur-
den 500 Millionen Euro in einen extra 
geschaffenen Pensionsfond einbezahlt. In 
den zwei Folgejahren war dies durch die 
zu bewältigenden Wirtschaftskrisen nicht 
möglich. Obwohl nun in den Jahren 
2011 und 2012 Milliarden an höheren 
Steuereinnahmen flossen, konnte die 
neue Regierung kein Geld in den Fond 
einzahlen. Dann aber von einer Pensions-

last zu sprechen, 
ist ebenfalls ein 
harter Schlag für 
die Beamten, die 
lebenslang ihren 
Dienst für den 
Staat verrichtet 
haben. 

Weitere The-
men wurden in 
angenehmer At-
mosphäre bespr 
ochen. Alexand-
er Throm dank-
te im Namen der 
CDU-Fraktion 
für die Einla-
dung und die 

Einblicke in die Justizvollzugsanstalt, die 
nur zehn Gehminuten vom Heilbron-
ner Rathaus entfernt ist. Nur wer den 
Strafvollzug und seine Probleme kennt, 
hat dann auch bei politischen Entschei-
dungen die nötigen Informationen und 
Argumente zur Hand. Lars Rinklin

Teilnehmer der Diskussionsrunde. CDU: Alexander Throm, Roswitha Löffler, 
Karl-Heinz Kübler, Anja Walz, Natalie Schiefer und Diana Seifert. BSBD: Tho-
mas Stuntz, Wolfgang Neureuther, Lars Rinklin, Werner Gemmrich, Helmut 
Fietz und Uwe Schnabel.  Foto: BSBD-BW
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Arbeitsgruppe allgemeiner Vollzugsdienst

Eine Besichtigung der JVA Ravensburg stand auf dem Programm
Tagung am 27. April 2012 in Langenargen am Bodensee

Am 27. Mai 2012 traf sich die Arbeitsgruppe Allgemeiner Vollzugsdienst (AG  
AVD) zur ersten Tagung für dieses Jahr. Ab 9.30 Uhr stand eine Besichtigung 
der JVA Ravensburg auf dem Programm. Hier wurden wir vom stellvertre-
tenden Vollzugsdienstleiter – Kollegen Beck – begleitet und hatten verschie-
dene Gelegenheiten, direkt vor Ort mit Kollegen und Kolleginnen in Kontakt zu 
kommen. Nach dieser sehr interessanten und umfassenden Führung fuhren 
wir zu unserem Tagungsort nach Langenargen am Bodensee.

Nach einem gemeinsamen Mittagessen 
führten wir unser Tagungsprogramm mit 
einem Vortrag des Landesvorsitzenden 
Alexander Schmid fort. Schwerpunkte 
hierbei waren der Sparkurs der Landes-
regierung und auch die Reaktionen der 
Verbände, aber auch einzelner Kollegen 
und Kolleginnen. Es wäre in diesem Zu-
sammenhang wünschenswert, wenn diese 
keine Einzelfälle wären bzw. blieben, son-
dern sich weitere Aktionen anschließen 
würden. Der Landesregierung muss noch 
deutlicher gemacht werden, dass weitere 
Einschnitte in der Besoldung oder Ver-
sorgung auf keinen Fall hingenommen 
werden können. 

Ein weiteres Thema war natürlich auch 
die neue blaue Uniform. Hier wurden die 
ersten Erfahrungen geschildert. Auch die 
teilweise erheblichen Kostenanhebungen 
bei der Beschaffung wurden angespro-
chen. Bis 2013 besteht die Möglichkeit, 
weitere Erfahrungen, Verbesserungsvor-
schläge etc. an die AG AVD heranzutra-
gen; wir werden diese dann entsprechend 
an die zuständigen Stellen weiterleiten. 
Als weitere Punkte kamen besonders 
die Beurteilungsrunde 2012, das Haft-
platzentwicklungsprogramm 2015, 

die Umsetzung der VWV Schicht- und 
Wechseldienst sowie das Gesundheits-
management zur Sprache; all dies wur-
de ausführlich diskutiert. 

Den Darlegungen unseres Kollegen 
Schmid schlossen sich nach einer kurzen 
Pause die Ausführungen des Fachgrup-
pensprechers Jürgen Scheike an. Zen-
traler Punkt war hier im Einklang mit 

dem Landesvorsitzenden der Wunsch 
nach einem Positionspapier in Verbin-
dung mit einer Berufsbildbeschreibung. 
Man einigte sich hier auf eine erste Ar-
beitssitzung im November dieses Jahres, 
um dann die Eckpunkte festzulegen. 

Weitere Diskussionspunkte waren 
die Auswirkungen der Rücknahme der 
Teilprivatisierung und die damit ver-
bundenen Abordnungen an die JVA Of-
fenburg sowie die Umsetzung der VWV 
Schicht- und Wechseldienst. 

Hierzu gab es auch weitergehende Pro-
blemschilderungen zu den Schwierig-
keiten mit der neuen VWV. Eine enge 
Zusammenarbeit zwischen Personalrat 
und Anstaltsleitung scheint nach Auffas-

sung der AG AVD und des 
Landesvorsitzenden immer 
noch der beste Weg zu sein, 
um eine sozial verträgliche 
Umsetzung der Vorschrift zu 
erreichen. 

Was die Abordnungen 
betrifft, hoffen die Mitglie-
der der AG AVD, dass hier 
weiterhin auf die Freiwillig-
keit der Kollegen und Kolle-
ginnen gesetzt wird. Für die 
Zukunft  wäre es von großem 
Vorteil, wenn vom Justizmi-
nisterium hierfür ein „Ma-
sterplan“ erstellt und dieser 
dann auch dem BSBD zur 
Kenntnis und evtl. zur Stel-
lungnahme gegeben werden 
würde. 

Von links: Kollege Bayer, Kollegin Tisljar, Kollege Reichle,  
Kollege Scheike, Kollege Krabacher, Kollege Schmid und Kollege 
Baumann.  Foto: BSBD-BW
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Lebhafte Diskussion über Entwicklungen der vergangenen Monate
Fachgruppenvertretertagung Mittlerer Verwaltungsdienst in Waldburg bei Ravensburg

Die Fachgruppenvertreter Mittlerer 
Verwaltungsdienst trafen sich am 15. 
Juni 2012 in Waldburg bei Ravens-
burg. An dieser Tagung nahm auch 
der BSBD-Landesvorsitzende Alexan-
der Schmid teil. 

Er berichtete unter anderem aus dem 
Landesvorstand und von den politischen 
Geschehnissen in den letzten Monaten. 
Hierbei waren insbesondere die poli-
tische Entwicklung bezüglich der Besol-
dungseinschnitte und der Reaktionen des 
BBW Gesprächsthema. 

Es wurde eine lebhafte Diskussion 
mit Alexander Schmid geführt. Hierbei 
gewannen die Tagungsteilnehmer den 
Eindruck, dass der Mittlere Verwaltungs-
dienst im BSBD Baden-Württemberg 
besser als seither wahrgenommen wird, 
wobei trotzdem noch Verbesserungsbe-
darf besteht. Auch der Sprecher der Ar-
beitsgruppe Mittlerer Verwaltungsdienst 
– Klaus Frank – berichtete von seiner 
Arbeit in den letzten Monaten. Hierbei 
wurden von ihm u. a. angesprochen:
•  Zentralisierung der Zahlstelle: Sowohl 

Klaus Frank als auch Martin Nagel 
haben keine neuen Erkenntnisse. 

•  Beförderungssituation: Bedingt durch 
die Größe der Verwaltung halten sich   
die Beförderungen im mittleren Ver-
waltungsdienst in engen Grenzen. 
Große Hoffnungen werden jedoch auf 
die derzeit laufenden Stellenbeschrei-
bungen im Funktionsstellenkatalog 
gesetzt. Klaus Frank wird deshalb auch 
im Gespräch mit Herrn Weik bleiben.

Diskutiert wurde auch die Besetzung der 
Arbeitsgruppe Mittlerer Verwaltungs-
dienst. Bis auf Martin Wagner sind alle 
Mitglieder der Arbeitsgruppe zur Weiter-

arbeit in diesem Gremium bereit. Martin 
Wagner erklärte, dass er in nächster Zeit 
in eine Gemeindeverwaltung wechseln 
werde. Ihm gegenüber wurde der Dank 
der Arbeitsgruppe für seine Mitarbeit 
ausgesprochen. 

Es wurde auch die Besetzung des 
Schriftführers der Arbeitsgruppe bespro-
chen. Rainer Bittner erklärte sich bereit, 
bis zum Ende 2012 die Sitzungen zu 
protokollieren. Die nächste Sitzung der 
Arbeitsgemeinschaft findet im November 
2012 in Stuttgart statt.

Im Bild v. l. n. r.: Josef Malmer, Alexander Schmid, Margarete Kreissl, Klaus Frank, Brigitte Heyer, 
Friedbert Fröhlich, Bettina Fischer, Martin Wagner, Andrea Hegele, Martin Nagel, Josef Zürn, Achim 
Zimmermann, Rainer Bittner.  Foto: BSBD-BW

JVA Offenburg: Moderne Bettenstation nicht belegt

Das notwendige Pflegepersonal steht nicht zur Verfügung
Medizinischer Dienst und Krankenpflegedienst erstmals mit anerkannter Fortbildung

Da der Anstaltsleiter – Herr Wurdak 
– zunächst verhindert war, besichti-
gten die beiden Fachgruppen zuerst 
die Krankenabteilung. Bereits wäh-
rend dieses Rundgangs wurden Fra-
gen zur Zusammenarbeit zwischen 
staatlichem und privatem Personal 
angesprochen. 

Auch die Medikamentenausgabe konn-
te ausgiebig inspiziert werden. Die er-
staunten Teilnehmer erfuhren, dass die 
moderne Bettenstation der JVA zurzeit 
leider nicht belegt werden könne, da für 
eine Rundumbetreuung nicht das not-
wendige Pflegepersonal zur Verfügung 
stehen würde. Auch dies sei ein Ergebnis 
der Teilprivatisierung. Da die Zukunft 
für die Privaten unsicher sei, könnten 
keine geeigneten Fachkräfte angeworben 
werden. Der erste Teil der Arbeitstagung 
fand seinen Abschluss in der Zusammen-
kunft mit dem Anstaltsleiter bei regem 
Gedankenaustausch. Danach wurde die 
Tagung in den Landgasthof Kranz in 
Ohlsbach verlegt. Herr Armin Löffler 

von der Firma Janssen-Cilag erwartete 
die Teilnehmer bereits, um seinen Fort-
bildungsvortrag zum Thema: Hepatitis 
C – Was gibt es neues zu Diagnose und 
Therapie – zu präsentieren. Herr Hama-
cher und Herr Rose wiesen darauf hin, 
dass es damit erstmals gelungen sei einen 
Teil der Tagung zu zertifizieren und so 
den Ärzten „Fortbildungspunkte“ zu-
kommen zu lassen. Es sei geplant auf die-
sem Weg weiter zu gehen. Die Tagungen 
der beiden Fachgruppen, die für ihre 

Offenheit  und flexible Leitung bekannt 
seien, böten zudem immer die Möglich-
keit des ungezwungenen Gedankenaus-
tauschs. Harro Rose wünschte sich bei 
der nächsten Tagung eine noch größere 
Anzahl Mediziner begrüßen zu dürfen. 
Bei den anschließenden fachgruppen-
getrennten Beratungen kümmerten sich 
der Krankenpflegedienst um die Themen 
Fortbildung und Kurzaufnahme, der 
Ärztliche Dienst um Fortbildung, Qua-
litätssicherung, Budgetierung, Besoldung 

und Aufwertung, 
Facharztausbildung 
und Nachwuchsge-
winnung. 

Den Abschluss für 
beide Gruppen bil-
dete der vollzugspo-
litische Rück- und 
Ausblick durch den 
Kollegen Hama-
cher sowie die Wahl 
des nächsten Ta-
gungsortes: nämlich 
Adelsheim. hamArbeitstagung mit regem Gedankenaustausch.  Foto: BSBD-BW
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Mit einem überraschenden Geständ-
nis wartete gestern ein seit Septem-
ber 2009 vom Dienst suspendierter 
Beamter der Justizvollzugsanstalt 
Freiburg in einer Berufungsverhand-
lung vor dem Landgericht auf. Der 
46-Jährige räumte erstmals ein, im 
Dezember 2008 im Auftrag eines Ge-
fangenen Drogen ins Gefängnis ge-
schmuggelt und dafür 1000 Euro an-
genommen zu haben.

Im Mai 2011 war der Beamte vom Amts-
gericht Freiburg wegen Drogenhandels 
in Tateinheit mit Bestechlichkeit und 
unerlaubten Führens einer Schreck-
schusswaffe – er hatte die Pistole in 
seinem Spind im Gefängnis aufbewahrt 
– zu einer Freiheitsstrafe von zwei Jah-
ren und zehn Monaten verurteilt wor-
den. Seit gestern verhandelt das Land-
gericht die Berufung des Mannes. 
Reinen Tisch wolle er machen, begrün-
dete der 46-Jährige sein überraschen-
des Geständnis und versuchte sich 
bei seiner Frau und den Freunden zu 
entschuldigen, die bisher an seine Un-
schuld geglaubt hatten. Er sei davon 
ausgegangen, dass ihm die Tat nicht 
nachzuweisen sei.

2005 wurden erstmals Vorwürfe  
gegen den Angeklagten erhoben

1997 hatte sich der Handwerksmeister 
auf eine Stelle in den Werkstätten des 
Gefängnisses beworben und war an-
genommen worden. Drei Jahre später 
wurde er zum Beamten ernannt. In der 
Werkstatt hatte er Gefangene anzulei-
ten und zu beaufsichtigen. 2005, er-
klärte der Angeklagte, seien im Knast 
erstmals Vorwürfe gegen ihn erhoben 
worden. 
Ein damals eingeleitetes Ermittlungs-
verfahren der Staatsanwaltschaft Frei-
burg sei schließlich eingestellt worden. 
Der 46-Jährige ist sich dennoch sicher: 
„Mein guter Ruf bei den Kollegen hat-
te gelitten. Mein Eindruck war, dass sie 
mir gegenüber nicht mehr unbefangen 
waren.“ Anfang Dezember 2008 war 
er laut eigener Aussage von einem Ge-

fangenen angesprochen worden, ob er 
etwas ins Gefängnis mitbringen könne. 
Eine solche „Testfrage“ müsse sofort 
den Vorgesetzten gemeldet werden. Das 
habe er dem Gefangenen geantwortet, 
es aber nicht getan, so der Angeklagte. 
Tage später habe der Gefangene ihn 
erneut gefragt und gleichzeitig damit 
gedroht, ihn wegen „früherer illegaler 
Vorgänge anzuzeigen“. Der 46-Jährige 
meldete das Ansinnen des Gefangenen 
deshalb nicht der Vollzugsleitung, son-
dern nahm von dem Gefangenen einen 
Zettel mit einer Telefonnummer an. Er 
meldete sich und vereinbarte mit dem 
Unbekannten die Übergabe eines Päck-
chens – „ich ging von Drogen aus“ – auf 
einem Parkplatz bei Vörstetten. Dort 
fand der Angeklagte das versteckte 
Päckchen am Abend des 9. Dezember 
2011 und schmuggelte es am nächsten 
Tag ins Gefängnis. Er übergab es dem 
Gefangenen und erhielt im Gegenzug 
die 1000 Euro.
Am Ende seines Geständnisses versi-
cherte der Angeklagte, dass ein in der 
Anklage als Hintermann des Schmug-
gels benannter Sicherungsverwahrter 
nichts mit der Sache zu tun habe. Die-
ser Mann musste zwischenzeitlich aus 
dem Gefängnis entlassen werden. Ge-
gen ihn soll erst nach rechtskräftigem 
Abschluss des Verfahrens gegen den 
46-Jährigen verhandelt werden.

Die Richter interessiert ganz offen-
sichtlich, warum der Angeklagte diesen 
Sicherungsverwahrten so ausdrücklich 
in Schutz nimmt. „Ich habe einfach das 
Gefühl, dass da noch jemand anderer 
beteiligt war, dass die Geschichte nicht 
ganz rund ist“, merkte der Vorsitzende 
Richter Bruno Schweizer gestern kri-
tisch an.
Mit auf der Anklagebank sitzt ein ehe-
maliger Häftling, der das Drogenpäck-
chen im Auftrag von aus Russland 
stammenden Landsleuten besorgt ha-
ben soll. Er war in erster Instanz wegen 
Drogenbesitzes und Beihilfe zur Tat des 
Beamten zu 15 Monaten Haft verurteilt 
worden. Der Prozess wird fortgesetzt.

Autor: Peter Sliwka

An die Badische Zeitung Freiburg

Leserbrief zum  
Thema Bestechlicher  
JVA-Beamter
Sehr geehrte Damen und Herren der 
Badischen Zeitung!

Als Landesvorsitzender der Strafvoll-
zugsgewerkschaft BSBD (Bund der 
Strafvollzugsbediensteten Deutsch-
lands) habe ich mit großem Interesse 
Ihre Berichterstattungen (u. a. Artikel 
vom 12.06., 15.06. und 26.06.2012) 
zum Prozess gegen einen bestech-
lichen Vollzugsbeamten der JVA Frei-
burg verfolgt. 

Ich möchte Ihnen für die – wie ich 
meine – ausgewogene und keinesfalls 
effekthascherische Berichterstattung 
danken. Sie haben sich wohltuend in 
Ihrer Berichterstattung von anderen 
Printmedien abgehoben.

Erlauben Sie mir dennoch die Anmer-
kung, dass im Strafvollzug des Landes 
Baden-Württemberg ca. 3.700 Bedien-
stete täglich ihre Arbeit im Umgang mit 
einer ganz überwiegenden „Negativ-
auslese“ der Gesellschaft verrichten, 
um diese Gesellschaft sowie ihre Bür-
ger vor Straftaten zu schützen und zu-
gleich die Straftäter zu resozialisieren. 
Wir verurteilen entschieden die Verfeh-
lungen einzelner Bediensteter, aber ich 
denke schon, dass Ihnen auch bewusst 
wird, dass dies ein bedauerlicher Ein-
zelfall ist und meine Kolleginnen und 
Kollegen durchweg als „anständige 
Menschen“ ihren Dienst ausüben.

Glauben Sie mir: Strafvollzug ist eine 
echte „Knochenarbeit“ und nötigt 
großen Respekt ab.

Übrigens: Im Strafvollzug sind 88 Pro-
zent der Bediensteten im „mittleren 
Dienst“ angesiedelt, was bedeutet, 
dass ihre Bezahlung in der Höhe nicht 
annähernd dem entspricht, was in der 
Presse meinen Kolleginnen und Kolle-
gen oftmals leider „vorgehalten“ wird.
Für Rückfragen und weitere Erläute-
rungen stehe ich gerne zur Verfügung. 

Mit freundlichen Grüßen
Alexander Schmid
Landesvorsitzender 
BSBD-Baden-Württemberg

Badische Zeitung vom 12. Juni 2012

Beamter schmuggelte Drogen ins Gefängnis
In einem Berufungsverfahren räumt ein 46-Jähriger die Tat ein 

Besuchen Sie uns im Internet: www.bsbd-bawue.de

BSBD
Gewerkschaft Strafvollzug
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Badische Zeitung vom 18. Juli 2012

Sichere Sicherungsverwahrung?
Kritiker fürchten, dass Geld- und Personalmangel  
in der JVA Freiburg Risiken schaffen

Gerhard Maurer-Hellstern und Karl Zimmermann 
sorgen sich um den Justizvollzug. Foto: janz

FREIBURG. Was die zwei Männer am 
Montag vor den Toren der Freibur-
ger Justizvollzugsanstalt (JVA) eint, 
ist die Sorge: Karl Zimmermann, 
Strafvollzugsbeauftragter der CDU-
Landtagsfraktion, und Gerhard Mau-
rer-Hellstem, Justiziar im Landesver-
band der Gewerkschaft Strafvollzug, 
sorgen sich um die Sicherungsver-
wahrung für gefährliche Straftäter 
im Land. Geldmangel des Landes, 
Personalknappheit in der JVA und die 
sich daraus ergebenden Sicherheits-
risiken treiben sie um.

Drei Jahre ist es her, dass der Gerichtshof 
für Menschenrechte in Straßburg ent-
schieden hat: Die Sicherungsverwahrung, 
die dem Schutz der Bevölkerung vor ge-
fährlichen Tätern dient, müsse sich fortan 
wesentlich von einer Strafhaft unterschei-
den. Deshalb wird in der JVA Freiburg 
die für Baden-Württemberg zentrale 
Einrichtung zur Sicherheitsverwahrung 
geschaffen. Es mussten Einzelzimmer, 
Gemeinschafts- und Therapieräume für 
die Sicherungsverwahrten her. Außerdem 
war das Freizeit- und Therapieangebot zu 
erweitern.

„Man hat die Aufgaben vermehrt und 
das Personal verringert“, sagt Maurer-
Hellstem, der neben seinem Amt in der 
Gewerkschaft Strafvollzug auch stellver-
tretender Leiter der JVA Freiburg ist.

Ursprünglich habe er sich bei seinem 
Besuch in der JVA Freiburg nur davon 
überzeugen wollen, dass die Sicherheits-
verwahrung tatsächlich bestens aufge-
stellt sei, wie es aus dem Justizministe-
rium der grün-roten Landesregierung 
verlaute, so Zimmermann. „Und was 
habe ich entdeckt? Eine Misere“, sagt der 
CDU-Politiker. Maurer-Hellstern nickt 
zustimmend.

Unter Misere verstehen die beiden 
Männer, dass landesweit nur 16 neue 
Stellen für die Sicherungsverwahrung ge-
schaffen wurden. In Hessen, einem Land 
mit weniger Sicherungsverwahrten als 
Baden-Württemberg, seien es 47.

Am meisten beunruhigt Zimmer-
mann und Maurer-Hellstern, dass von 
den acht Stellen für die Sicherungsver-
wahrung in Freiburg nur zwei für klas-
sische NA-Bedienstete vorgesehen sind 
– obwohl es sich bei der Klientel um 
Sexual- und Gewaltstraftäter handelt – 
„hochgefährlich“, so die Einschätzung 

Zimmermanns. „So wie wir derzeit per-
sonell besetzt sind, kann nicht immer ein 
Vollzugsbeamter auf Station anwesend 
sein“, ergänzt Maurer-Hellstem.

Müsse ein Beamter einen der 40 Siche-
rungsverwahrten in Freiburg auf einen 
Außentermin begleiten, seien die ande-
ren sich schon mal selbst überlassen. Eine 
Therapeutin habe soeben gekündigt mit 
dem Argument, die JVA Freiburg könne 
ihre Sicherheit nicht gewährleisten. „Um 
genug Personal für die Sicherungsver-
wahrung zu haben, müsste man in der 
Strafhaft räubern“, sagt Maurer-Hells-
tem. „Und das würde den hohen Stan-
dards dort schaden“, ergänzt Zimmer-
mann. Der CDU-Abgeordnete fordert 
vom SPD-Justizminister, schnell Abhilfe 
zu schaffen. Autor: Charlotte Janz

Aktuelle Lage der Sicherungsverwahrung bei der JVA Freiburg
BSBD-Landesvorstand informiert (Stand 13. September 2012)

Auf weitere Anfrage des Strafvoll-
zugsbeauftragten der CDU-Landtags-
fraktion – Karl Zimmermann MdL 
– hat das BSBD-Vorstandsmitglied 
Gerhard Maurer-Hellstern ihm fol-
gende E-Mail zugesandt:

Sehr geehrter Herr Zimmermann, herz-
lichen Dank zunächst für die Gelegenheit, 
die aktuelle Lage in der JVA Freiburg im 
Zusammenhang mi der Neuregelung der 
Sicherungsverwahrung (SV) darstellen 
zu können. Aufgrund Ihrer deutlichen 
Intervention bei Herrn Justizminister 
Stickelberger nach Ihrem Besuch hier in 
Freiburg ist zwar etwas Bewegung in die 
Sache gekommen, es bleiben aber noch 
viele „Baustellen“ offen.

Das Hauptproblem sehe ich aktuell da-
rin, dass es für die Zuweisung von Haus-
haltsmitteln und Personalstellen nach 
wie vor im Wesentlichen nur mündliche 
Zusagen gibt. Lediglich zwei neue Perso-
nalstellen im AVD sind für die SV derzeit 
gesichert. Wo die benötigten weiteren 

Beamten herkommen sollen, ist noch 
völlig unklar. So besteht weiterhin die 
Befürchtung, dass  das zusätzliche Perso-
nal aus dem Strafhaftbereich – sei es nun 
in Freiburg oder anderswo – abgezogen 
und damit zu einer Verschlechterung der 
dortigen Behandlungsangebote und der 
Sicherheitsbelange führen wird. Diese 
Gefahr hat sich angesichts der Nachfra-
gen aus dem Justizministerium, wo im 
Strafhaftbereich Einsparungen erfolgen 
könnten, weiter konkretisiert. Als Argu-
ment hierfür wird geradezu gebetsmüh-
lenhaft der derzeit niedrige Gefangenen-
stand bemüht. Daraus ergibt sich aber 
vor allem im Bereich des AVD kein nen-
nenswertes Einsparpotential, dann es ist 
einerlei, ob auf einer Abteilung 40 oder 
„nur“ 30 Gefangene untergebracht sind, 
die sicher beaufsichtigt und betreut wer-
den müssen. Außerdem gab es zu Zeiten 
der Hoch- und Höchstbelegung nie 
personelle Verstärkungen; mit welchem 
Recht fordert man denn jetzt Reduzie-
rungen? Übrigens: die Personalzahlen 

und -zuteilungen wurden immer nach 
der Belegungsfähigkeit der Anstalten und 
nie nach der tatsächlichen Belegung be-
rechnet.

Auch die Haushaltsmittel fließen äu-
ßerst unzureichend, wodurch sich zum ei-
nen die dringend notwendigen Baumaß-
nahmen verzögern (Besprechungsräume, 
Kameraüberwachung, Haftraumausstat-
tung etc.). Dies führt dazu, dass wichtige 
Behandlungsmaßnahmen (Therapiege-
spräche, Gruppen etc.) nicht durchge-
führt werden können. Zum anderen wäre 
angesichts der höchst schwierigen Klien-
tel, die sich mittlerweile nur noch hinge-
halten fühlt und entsprechend problema-
tisch reagiert, dringend Geld erforderlich, 
um für die stark belasteten Bediensteten 
(Gruppen-)Supervision sowie Aus- und 
Fortbildungsmaßnahmen zu finanzieren. 
Ohne fachliche und professionelle Un-
terstützung hält diese Anspannung und 
Belastung auf Dauer niemand aus.

Dies gilt natürlich nicht nur für die 
AVD-Bediensteten, sondern in zumin-
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dest gleichem Maße für die Fach- und 
Sonderdienste. In der SV in der JVA Frei-
burg hat man es bekanntermaßen mit 
einer Extremklientel zu tun, bei der im 
Vorfeld schon die meisten Behandlungs-
bemühungen gescheitert sind. Bereits 
jetzt wird anschaulich davon berichtet, 
dass es in der kurzen Zeit der intensiveren 
Behandlung vermehrt zu Aggressionen, 
Ablehnung und Abwertungen bis hin 
zu Beleidigungen und Widersetzlich-
keiten gekommen sei. Hier muss man 
klar auf die Gefahr der Überforderung 
des therapeutischen Personals hinwei-
sen, auch vor dem Hintergrund der zu 
erwartenden, hohen gesetzlichen An-
forderungen an Art und Rhythmus von 
Behandlungsmaßnahmen, die ja nach 
dem Urteil des BVerfG unter der Qua-
litätsmerkmal „freiheitsorientiert und 
therapiegerichtet“ zu stehen haben. Ich 
habe nicht den Eindruck, dass man diese 
Problematik seitens der Aufsichtsbehörde 
und der verantwortlichen Politik in der 
notwendigen Klarheit erkannt hat. Es 
frustriert die Kolleginnen und Kollegen 
zunehmend, dass offensichtlich keine 
Bereitschaft besteht, nicht einmal einen 
Betreuungsschlüssel wie in der Sozial-
therapeutischen Anstalt anzustreben (in 
Freiburg z.B. derzeit ca. dreieinhalb Psy-
chologenstellen, gegenüber fünf auf dem 
Hohenasperg), obwohl sich dort eine 
deutlich zugänglichere und behandlungs-
bereitere Klientel aufhält, die im Übrigen 
bei einem Scheitern dort schlicht wieder 
in die Stammanstalt oder eine andere 
Vollzugseinrichtung rückverlegt wird. 

Eine solche Möglichkeit besteht für 
die JVA Freiburg bei den Sicherungs-
verwahrten nicht, man ist sozusagen 
„auf Gedeih und Verderb“ aneinander 
gebunden. Angesichts der vorgesehenen 
verstärkten Behandlungsbemühungen in 
der JVA Bruchsal bei Gefangenen mit an-
schließend notierter Sicherungsverwah-
rung – die ja dann nur noch ultima ratio 
sein wird – wird dies vermehrt dazu füh-
ren, dass für Freiburg nur noch ein Ex-
tremklientel übrig bleibt, das schon von 
verschiedenen Seiten mit dem hässlichen, 
aber vielleicht doch zutreffenden Verdikt 
„Bodensatz“ beschrieben worden ist. 

Des weiteren wird dringend Geld be-
nötigt für Diagnostik- und Prognosever-
fahren. Hier sitzt der Anstalt auch die 
Rechtsprechung im Nacken, insbeson-
dere das als sehr kritisch bekannte OLG 
Karlsruhe. Das Argument, dass die An-
stalt zwar Therapie- und Behandlungs-
maßnahmen plant, aber mangels Geld 
nicht umsetzen kann, wird die Recht-
sprechung den Verantwortlichen um „die 
Ohren hauen“! Man kann mit diesen 
langfristigen Maßnahmen auch keines-
falls warten bis zu dem vom Verfassungs-

gericht festgesetzten Stichtag am 31. Mai 
2013. Wenn sich nicht schnell etwas 
Entscheidendes bewegt, wird das OLG 
Karlsruhe danach im schlimmsten, aber 
durchaus realistischen Fall beginnen, Ver-
wahrte ohne Rücksicht auf die Prognose 
zu entlassen. Die Folgen wären sowohl 
justiz- und sicherheitspolitisch als auch 
gesellschaftlich eine einzige Katastrophe.
Abschließend darf ich Ihnen – lieber 
Herr Zimmermann – nochmals auch im 
Namen des BSBD-Landesvorstands ver-

sichern, wie sehr wir Ihr unermüdliches 
Engagement für den gesamten Bereich 
des Justizvollzugs wertschätzen. In Ihnen 
haben wir einen wirklichen Streiter für 
unsere Anliegen und berechtigte Sorgen 
in unserem schwierigen Arbeitsfeld an 
der Seite. Wir wären froh, wenn wir dies 
in Bezug auf alle im Landtag vertretenen 
Fraktionen mit gleicher Überzeugung sa-
gen könnten. 

Herzliche Grüße
Ihr Gerhard Maurer-Hellstern

Justizministerium Pressestelle

Sicherungsverwahrung wird neu geregelt
Justizminister Stickelberger: Verfassungskonforme Grundlage schaffen

Sicherungsverwahrte haben An-
spruch auf Therapie und Behand-
lung, – Die Sicherungsverwahrung 
muss sich von Strafhaft abheben. 
– Baden-Württemberg regelt die Si-
cherungsverwahrung neu: Ein ent-
sprechender Gesetzentwurf geht 
nun in die Anhörung, er war Ende 
Juli von der Landesregierung be-
schlossen worden. 

Ziel des Entwurfs ist es, eine verfas-
sungskonforme Grundlage für die Si-
cherungsverwahrung zu schaffen. Denn 
das Bundesverfassungsgericht hatte in 
einem Urteil vom 4. Mai 2011 deren 
bisherige Ausgestaltung für grundge-
setzwidrig erklärt. „Mit dem Gesetzent-
wurf kommen wir den Anforderungen 
des Bundesverfassungsgerichts nach“, 
sagte Justizminister Rainer Stickel-
berger am Dienstag (7. August 2012) 
in Stuttgart. „Das bedeutet vor allem, 
dass es künftig einen Anspruch auf Be-
handlung und Therapie gibt und dass 
sich die Sicherungsverwahrung deut-
lich von der Strafhaft abheben muss.“
Darüber hinaus sieht der Entwurf vor, 
dass die Entlohnung der untergebrach-
ten Personen für Arbeit, Arbeitstherapie 
oder schulische und berufliche Bildung 
erhöht wird. Eine Arbeitspflicht, wie sie 
in Baden-Württemberg während der 
Strafhaft gilt, gibt es nicht. 

Eigenständiges und gesondert 
zugängliches Gebäude
Außerdem besteht die Möglichkeit, 
dass die Untergebrachten sich selbst 
verpflegen. In diesem Fall erhalten sie 
Zuschüsse oder Sachleistungen wie 
Nahrungsmittel. In einem eigenstän-
digen und gesondert zugänglichen 
Gebäude auf dem Gelände der Justiz-
vollzugsanstalt Freiburg, wo ein gro-
ßer Teil der Sicherungsverwahrten in 

Baden-Württemberg untergebracht ist, 
steht deshalb in jeder Wohngruppe 
eine Küche zur Verfügung. Außerhalb 
der Nachtruhe können sich die Unterge-
brachten im Gebäude weitgehend frei 
bewegen und den dazugehörigen Hof 
nutzen. Monatlich stehen ihnen min-
destens zehn Stunden Besuchszeit zu, 
das sind neun Stunden mehr als in der 
Strafhaft.
„Das Bundesverfassungsgericht hat 
uns die Aufgabe gestellt, die Siche-
rungsverwahrung unter dem Vorzei-
chen der Resozialisierung neu zu ord-
nen“, erklärte der Justizminister: „Dafür 
machen wir unter anderem Therapiean-
gebote im Vorfeld wie auch im Rahmen 
der Sicherungsverwahrung, wir stärken 
die Außenkontakte während der Be-
suchszeiten und bieten Anreize für Ar-
beit, Arbeitstherapie und Bildung.“
Die Anhörung zum Gesetzentwurf zur 
Neuregelung der Sicherungsverwah-
rung dauert bis Mitte September. An-
schließend wird der Entwurf im Landtag 
beraten. Dem Urteil des Bundesverfas-
sungsgerichts zufolge dürfen die bishe-
rigen Regelungen längstens bis zum 31. 
Mai 2013 angewendet werden.

Weitere Informationen:
Der Entwurf für das „Gesetz zur Schaf-
fung einer grundgesetzkonformen 
Rechtsgrundlage für den Vollzug der 
Sicherungsverwahrung in Baden-Württ-
emberg“ basiert auf der Vorlage einer 
Länderarbeitsgruppe. Diese war von 
der Konferenz der Justizministerinnen 
und Justizminister im Mai 2011 ein-
gesetzt worden, um weitgehend ein-
heitliche Standards in der Sicherungs-
verwahrung gewährleisten zu können. 
Mitte Juni dieses Jahres billigten die 
Justizministerinnen und Justizminister 
der Länder die Ergebnisse der Arbeits-
gruppe.
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Zusammenkunft in Stuttgart

Landesvorstand traf JM Stickelberger

Besprechungspunkte waren:
•  Umsetzung der Planungen zur Neugestaltung der Sicherungsverwahrung in den 

Justizvollzugsanstalten Freiburg und Bruchsal (personelle und bauliche Entwick-
lungen),

•  „Rückabwicklung“ des teilprivatisierten Betriebes in der JVA Offenburg („Ma-
sterplan“ und sozialverträgliche personelle Maßnahmen),

•  Fortschreibung und konkrete Umsetzungen des Haftplatzentwicklungspro-
gramms 2015 (Schließungen von kleinen Vollzugseinrichtungen wie Außenstellen 
Heidenheim und Heidelberg mit allen Konsequenzen)*

Diese o. g. Themen standen bei der diesjährigen Zusammenkunft des BSBD-Landes-
vorstandes mit Justizminister Rainer Stickelberger am 11. Juni 2012 in Stuttgart 
auf dem Programm.
*Die beiden letztgenannten Punkte werden an anderer Stelle in dieser VOLLZUGS-
DIENST-Ausgabe behandelt.  Red.

Im Bild v.l.: OV-Vorsitzender Rexter, Ministerialdirigent Futter, Landesvorsitzender Schmid, Justiz-
minister Stickelberger, stv. Landesvorsitzende Ensle-Bohn, Justitiar Maurer-Hellstern, stv. Landes-
vorsitzender Konrath, Pressereferent Klotz, stv. Landesvorsitzender Neureuther.  Foto: BSBD-NRW

NACHRUF
Der BSBD-Landesverband Baden-Württemberg hat

sein hochangesehenes langjähriges Ehrenmitglied verloren:

Hermann Scham
Regierungsdirektor i.R.

Sein erfülltes Leben ist im Alter von 92 Jahren zu Ende gegangen.

Kollege Hermann Scham war Anstaltsleiter in Ludwigsburg, auf dem Hohenas-
perg und in Heilbronn. Seine von hohem Verantwortungsbewusstsein geprägte 
Arbeit und Haltung hat er ebenso in seine ehrenamtliche Tätigkeit im BSBD ein-
gebracht, dem er sehr früh beigetreten ist. In den Jahren von 1960 bis 1976 war 
er als Referent für Aus- und Fortbildung im Landesvorstand tätig. 1980 wurde er 
vom Landeshauptvorstand zum Ehrenmitglied ernannt.
Hermann Scham hat stets sehr aktiv in der Verbandsarbeit mitgewirkt und durch 
seine hohe Sachkunde und Überzeugungskraft viele Entwicklungen angestoßen 
und ins Ziel gebracht. Auch im Ruhestand hat er – wann immer möglich – als 
Ehrenmitglied an den Sitzungen des Landeshauptvorstands teilgenommen. Hier 
waren sein kluger Rat, seine rücksichtsvolle Ausgewogenheit, aber auch seine 
Bestimmtheit und sein feinsinniger Humor eine stets willkommene und vorbild-
liche Bereicherung. 
So werden wir ihn vermissen, aber auch in bleibender Erinnerung behalten 
und ihm allzeit ein ehrendes Gedenken bewahren.

Für den Landesverband und den Landesvorstand:
Alexander Schmid

Vorsitzender

© Stuttgarter Zeitung, 7. Juli 2012

Grün-Rot und Beamte

Von Reiner Ruf

Stuttgart – Seit Monaten schwelt 
der Streit zwischen Regierung und 
Staatsdienern. Für beide Seiten geht 
es um viel. Wilde Kampfgesänge 
bestimmen das Verhältnis der grün-
roten Landesregierung und der Be-
amtenschaft. Das war von beiden 
Seiten eigentlich anders erwartet 
worden. 

Im Vorfeld der Wahl 2011 hatten sich 
der Beamtenbund und die SPD noch 
unter heiligen Eiden verbrüdert. SPD-
Fraktionschef Claus Schmiedel ver-
sprach eine ‚gelebte Sozialpartnerschaft‘, 
Volker Stich, der Landeschef des Beam-
tenbunds, erhoffte sich Einfluss auf die 
Beamtenpolitik.

Zumindest mit Blick auf die SPD sah 
er sich auf gutem Wege, die Beziehungen 
der Beamtenvertreter zu den Grünen hin-
gegen sind mindestens kühl, wenn nicht 
frostig. Denn obwohl die Grünen von 
Teilen der Beamtenschaft rege gewählt 
werden, ist ihnen das Staatsdienerwesen 
fremd geblieben. Vor allem aber halten 
sie es in der jetzigen Form für kaum mehr 
finanzierbar.

Stichs ganzes Sinnen und Trachten 
richtete sich nach dem Regierungswech-
sel im März 2011 darauf, mit Grün-Rot 
eine Vertrag hinzubekommen, einen 
Pakt, so wie er ihn schon einmal abschlie-
ßen konnte. 2006 war das. 

In der Villa Reitzenstein regierte Gün-
ther Oettinger, der darauf abzielte, mit 
allerlei Bündnissen alle erreichbaren ge-
sellschaftlichen Gruppen in seine Politik 
einzubinden. Stich war dabei. Der Be-
amtenbund nahm Abstriche beim Weih-
nachtsgeld der Staatsdiener hin, zugleich 
wurde diese Sonderzahlung aber ins 
Monatsgehalt integriert und damit dem 
direkten Zugriff der Regierung entzo-
gen. Zudem gelobte Oettinger feierlich, 
fortan Ruhe zu geben. Ein Versprechen, 
das er einhielt. Dergleichen ist Stich mit 
Grün-Rot noch nicht gelungen. Nach 
allerlei gutem jedoch vergeblichem Zu-
reden wechselte er die Tonlage, verzockte 
sich aber mit der Kundgebung Anfang 
März in der Stuttgarter Liederhalle. 

Die Wutattacken der Beamten ver-
schreckten auch wohlmeinende Beo-
bachter. Diskutiert wurde hinterher nicht 
über Einsparungen bei den Beamten, 
sondern darüber, wie sich Staatsdiener 
zu benehmen haben. Effekte gab es bei 
Grün-Rot dennoch. Bei den jüngsten 

messen die Kräfte
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Spargesprächen offerierte Finanzstaatsse-
kretär Ingo Rust (SPD) den Beamten-
vertretern eine Acht-Punkte-Liste, die im 
kommenden Jahr für den Landesetat eine 
übersichtliche zweistellige Millionen-
summe erbringt. 

Ingo Rust wirbt um die Beamtenlob-
byisten mit dem Hinweis auf die unter-
schiedliche Rollenverteilung: ‚Die Regie-
rung muss den Landesetat konsolidieren, 
die anderen müssen die Beamteninteres-
sen vertreten.‘ 

Immerhin: Einschnitte bei der Beihil-
fe im Krankheitsfall für neu eingestellte 
Beamte brächte einen dreistelligen Ein-
sparbetrag.

Stich werkelt weiter an seinem groß-
en Wurf: dem Vertrag mit Grün-Rot, 
der den Besitzstand der Staatsdiener ab-
sichert. Deswegen baut er neuen Druck 
auf: Seinem Landesvorstand will er emp-
fehlen, die Vorschläge der Regierung ab-
zulehnen – verbunden mit der Forderung 
nach einem neuen Pakt. Nächstes Jahr 
verhandelt die Tarifgemeinschaft der 
Länder über Gehaltserhöhungen im öf-
fentlichen Dienst. 

Stich erwartet ein saftiges Gehaltsplus 
– um die sechs Prozent für zwei Jahre. 
Das Ergebnis müsse zeit- und wirkungs-
gleich auf die Beamten im Land übertra-
gen werden, ‚dann hätte die Regierung 
die Chance, endlich Ruhe in den Karton 
zu bekommen‘.

Stich pokert hoch. Sein Vorschlag wür-
de die Etatplanung der Regierung spren-
gen. Letztlich fußt seine Strategie auf 
dem Kalkül, dass Grün-Rot auf die Wäh-
lerstimmen der Beamten nicht verzichten 
will. Die Frage ist nur, ob die Beamten 
ihrem Lobbyisten dabei folgen.

Diese Ziele verfolgen  
die Protagonisten: 
Beamtenbund
Volker Stich, der Landeschef des Beam-
tenbundes lehnt die Einsparvorschläge 
der Regierung ab. Dabei geht es unter 
anderem um eine niedrigere Eingangsbe-
soldung im gehobenen und im höheren 
Dienst und um Einschränkungen bei der 
Beihilfe im Krankheitsfall für neu einge-
stellte Beamte. CDU-Mitglied Stich will mit 
Grün-Rot einen Vertrag zur Besitzstands-
sicherung der Staatsdiener aushandeln 
wie 2006 mit Günther Oettinger.

DGB
Nikolaus Landgraf vertritt als DGB-
Landesschef die Interessen der Beam-
tenschaft. Der DGB vertritt die Position, 
„Dass der Landesetat nicht auf dem Rü-
cken der Beschäftigten saniert" werden 
könne. Effizienzgewinne in der Verwaltung 
sind erwünscht, sie dürfen aber nicht zu 
einer Arbeitsverdichtung führen. Stellen-
kürzungen sieht man äußerst kritisch. Für 
eine solide Staatsfinanzierung bleiben 
dann allerdings nur höhere Steuern.

Regierungslager
Grob gezeichnet teilt sich die Koalition in 
zwei Lager auf: hier die Beamtenfreunde 
unter Führung des SPD-Fraktionschefs 
Claus Schmiedel. Dort die Beamtenfled-
derer bei den Grünen, die Einschnitte ver-
langen. Zum Beispiel bei der Beihilfe im 
Krankheitsfall. Allerdings stellt die SPD 
mit Nils Schmid den Finanzminister. 
Und der weiß, dass er den Etat nicht in 
den Griff bekommt wenn die Personalko-
sten immer nur steigen. rer

© Stuttgarter Zeitung, 10. Juli 2012

Der Juni bringt dem  
Fiskus gute Zahlen
Die Entwicklung der Steuereinnah-
men ist 2012 sprunghaft: Einem 
starken April folgte ein schwacher 
Mai; der Juni war dafür für die Lan-
deskasse wieder sehr einträglich. Die 
Einnahmen des Fiskus überboten den 
Juni 2011 um satte 12,8 Prozent.  
Mit knapp 14,4 Milliarden Euro Ein-
nahmen sind – man sollte meinen: wie es 
sich fürs Halbjahr gehört – fast die Hälfte 
der 2012 laut Haushalt erwarteten Steu-
ereinnahmen tatsächlich auch eingetrof-
fen. Exakt waren es 49,7 Prozent. Freilich 
schwankt der Zufluss an den Fiskus von 
Quartal zu Quartal stark. Traditionell ist 
das erste Vierteljahr das steuerschwäch-
ste, das zweite im Jahreslauf das zweitbe-
ste, das Weihnachtsquartal das beste. 

2012 ist dem bisherigen Verlauf nach 
tendenziell schwächer. Im vergangenen 
Jahr waren nach einem halben Jahr be-
reits 51,6 Prozent der prognostizierten 
Steuereinnahmen realisiert, im bisherigen 
Rekordjahr 2008 waren es 51,4 Prozent. 
Die unangefochten einträglichste Quelle 
ist die Lohnsteuer. Im Juni übertraf sie 
den Vorjahresmonat um 6,5 Prozent (mit 
knapp 930 Millionen Euro), im ersten 
Halbjahr den Vorjahreszeitraum um 5,3 
Prozent (mit knapp 4,9 Milliarden Euro). 
Die von Grün-Rot im November verteu-
erte Grunderwerbsteuer lag im Juni mit 
91 Millionen Euro um 34,7 Prozent über 
dem Vorjahreswert, zum Halbjahr um 
31,3 Prozent. tb 

© BNN, 19. Sept. 2012

Beim Sparen wird  
gespart von Wolfgang Voigt

Als der heutige Ministerpräsident Win-
fried Kretschmann noch Fraktionschef 
der oppositionellen Grünen war, umgab 
er sich gern mit dem Nimbus des grund-
soliden Haushälters: Wo ein Wille zum 
Sparen, dort sei auch ein Weg, mahnte 
der Schwabe gern. Kretschmann insze-
nierte sich als Mitinitiator der Schulden-
bremse im Bundesrat, und, er jazzte die 
Erwartungen des Wahlvolks entspre-
chend in die Höhe. Mit Grün-Rot – das 
meinten nicht nur die besonders Naiven 
im Land – werde der Schuldenberg end-
lich eingeebnet. Pustekuchen.
Der erste allein von Grün-Rot verantwor-
tete Entwurf für einen Doppelhaushalt ist 
weder ein Zeugnis engagierten Sparens, 

noch ist an irgendeiner Stelle ausge-
prägter Gestaltungswille erkennbar. Es 
spricht für sich, dass zu dem geforderten 
Einsparbeitrag von 800 Millionen Euro 
nun Umschichtungen von weiteren 200 
Millionen hinzukommen, die Grüne und 
Sozialdemokraten unter die Leute brin-
gen wollen.
Die Beamten im Land, die nach Vorstel-
lung der Regierung merkliche Einkom-
mensopfer bringen müssen, legen sich 
quer. Beim zentralen Punkt, der zeit- und 
inhaltsgleichen Übertragung der Ange-
stellten-Tarifergebnisse auf die Beam-
tenbesoldung, haben sich die Verhand-
lungsparteien bislang keinen Millimeter 
angenähert. 
Sollte die Regierung trotz des fehlenden 
Einvernehmens mit den Gewerkschaften 
die angestrebten Einsparungen durch-
setzten, ist das Tischtuch zwischen Grün-
Rot und den Staatsdienern erst einmal 

durchschnitten. Das wäre deshalb de-
saströs für die Regierung, zumal viele 
Beamte große Erwartungen an Grün-Rot 
geknüpft hatten.
Regierungschef Kretschmann und sein 
Vize Nils Schmid müssen sich über die 
harte Linie der Staatsdiener nicht wun-
dern: Angesichts des bis zuletzt äußerst 
verhaltenen Rotstift-Einsatzes beim 
Durchforsten des Haushaltes und der 
geradezu verschwenderischen Perso-
nalpolitik innerhalb der Ministerien ist 
der Eindruck nicht ganz von der Hand zu 
weisen, dass nun den letzten die Hunde 
beißen. Und das sind die Beamten.
Auch wenn es viele neue Pflichtaufgaben 
gibt, deren Finanzierung zwingend ist, so 
hat es die Regierung dennoch nicht fer-
tiggebracht, ein umfassendes Bewusst-
sein für die Unausweichlichkeit eisernen 
Sparens zu schaffen, mindestens das 
muss man ihr vorwerfen. 
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genen unver-
zichtbar sei. 
Nun wird mit 
dem Bagger-
stich der Start-
schuss für den 
Neubau des 
Versorgungs-
zentrums in 
der Justizvoll-
z u g s a n s t a l t 
Aichach gege-
ben. Ein mo-
dernes Versor-
gungszentrum 
ist von emi-
nenter Wich-
tigkeit für die 
Justizvollzugs-

anstalt. Wörtlich hatte die Ministerin 
vorbereitet: „Ich will nicht, dass die In-
haftierten in Aichach und auch in der 
im Bau befindlichen Justizvollzugsan-
stalt Augsburg allein durch externe Fir-
men versorgt werden müssen. Je mehr 
Versorgungsfahrzeuge in die Justizvoll-

BAYERN 

BSBD
Gewerkschaft Strafvollzug

Mitgliedervorteile

Liebe BSBD-Mitglieder!

Wie wäre es mit einer 
Städtereise? 
In Zusammenarbeit  
mit dem Deutschen  
Beamtenbund bekom-
men BSBD-Mitglieder 
in vielen Städten 
Deutschlands Sonder-
konditionen.
Weitere Informationen 
bekommt ihr von  
eurem Ortsverbands-
vorsitzenden. 
Das Angebot gilt bis 
Ende 2012.
Der BSBD vermittelt nur 
die Vorteilsangebote 
und übernimmt hierfür 
keinerlei Gewährleistung. 
Anbieter sind die Hotels 
in Kooperation mit  
dem dbb!

Erster Baggerstich in der Justizvollzugsanstalt Aichach
Ein Neubau ist notwendig, weil das über 100 Jahre alte Gebäude nicht mehr saniert werden kann

Am 2. Juli 2012 fand für die Justizvollzugsanstalt (JVA) Aichach und die Stadt 
Aichach der Startschuß für ein großes Investitionsprogramm des bayerischen 
Strafvollzuges statt. Auf dem Gelände der JVA Aichach entsteht in den kom-
menden drei Jahren auf einer Nutzfläche von etwa 3.400 qm und für eine Ge-
samtinvestitionssumme von ca. 18,2 Mio. EUR ein neues, modernsten ener-
getischen und technischen Standards entsprechendes Versorgungszentrum.

Es wird künftig u. a. Heimat der Küche 
für die JVA Aichach sein und die Wä-
scherei und die Bäckerei zur Versorgung 
von über 1.300 Inhaftierten in der JVA 
Aichach und der neuen JVA Augsburg 
beherbergen. Der Neubau ist notwendig, 
weil das derzeitige, über 100 Jahre alte 
und ursprünglich für deutlich weniger 
Gefangene konzipierte Wirtschaftsge-
bäude nicht mehr wirtschaftlich saniert 
werden kann.

Der Leiter der JVA Aichach, Regie-
rungsdirektor Konrad Meier begrüßte 
die anwesenden Ehrengäste. Sein beson-
derer Gruß galt der Bayerischen Staats-
ministerin der Justiz und für Verbrau-
cherschutz, Dr. Beate Merk und auch 
den beiden anwesenden MdL Angelika 
Schorer und Dr. Simone Strohmayr, 

die beide Anstaltsbeiräte der JVA Aichach 
sind. Ebenfalls begrüßte er den Leiter der 
Abteilung F, Ministerialdirigent Prof. 
Dr. Frank Arloth und den Leiter des 
Haushaltsreferats der Abteilung F, Ltd. 
Ministerialrat Peter Holzner, aus dem 
Justizministerium.

Seitens unseres Landesverbandes, dem 
JVB, nahm Kollege Helmut Müllner 
(stv. Landeschatzmeister) als Berichter-
statter für die JVB-Presse an der Feier-
stunde teil. Eigentlich hätte Justizmi-
nisterin Dr. Merk die Festrede halten 
sollen. Sie war jedoch wegen einer Erkäl-
tung ‚stimmlos’. In Vertretung übernahm 
Prof. Dr. Arloth dann diesen Part der 
Veranstaltung. Es wurde hervorgehoben, 
dass ein neues Versorgungszentrum für 
die Justizvollzugsanstalt und die Gefan-

Der Leiter der JVA Aichach, 
Regierungsdirektor Konrad 
Meier, begrüßt die Gäste. 
 Fotos: (3) JVB
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